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Antwort 
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und F.D.P. 
— Drucksache 13/8254 — 

Umsetzung des Schlußdokuments der 2. Menschenrechtsweltkonferenz 
„Wiener Erklärung und Aktionsprogramm" vom Juni 1993 

Vom 14. bis 25. Juni 1993 fand in Wien die 2. Welt-
konferenz über Menschenrechte der Vereinten Natio-
nen statt. Regierungsvertreterinnen und -vertreter von 
171 Staaten, die bei der Weltkonferenz anwesend wa-
ren, einigten sich nach zahlreichen Kontroversen und 
zähem Ringen auf die „Wiener Erklärung und Ak-
tionsprogramm". Das im Konsens von der Konferenz 
angenommene Dokument ist für die Unterzeich-
nerstaaten völkerrechtlich nicht bindend. Doch es stellt 
eine wichtige Berufungsgrundlage für den inter-
nationalen Menschenrechtsschutz dar: Es gibt keinen 
anderen derart  umfassenden Text zu Menschen-
rechten. Weiter sind in dem Dokument zahlreiche Be-
schlüsse, Programme und Initiativen zum nationalen 
und internationalen Menschenrechtsschutz fest-
gehalten, zu denen sich die Unterzeichnerstaaten ver-
pflichtet haben. 

In ihrem 3. Menschenrechtsbericht vom 12. Dezember 
1995 hat die Bundesregierung einen Überblick über 
den Stand ihrer bisherigen Bemühungen zur Ver-
besserung des internationalen Menschenrechts-
schutzes gegeben. Vier Jahre nach der Weltkonferenz 
für Menschenrechte und mit Blick auf den Artikel 100 
des Schlußdokuments, der zum 50. Jahrestag der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte einen Be-
richt über die Umsetzung der eingegangenen Ver-
pflichtungen vorsieht, ist nun Anlaß gegeben, die Bun-
desregierung zu fragen, welche über ihren 3. Bericht 
hinausgehenden Fortschritte gemacht wurden und 
welchen Beitrag die Bundesregierung zur Umsetzung 
der Beschlüsse von Wien geleistet hat. 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat bei der 2. Weltkonferenz über 
Menschenrechte der Vereinten Nationen engagiert 
mitgewirkt und durch ihren Einsatz nicht unerheblich 

zu den Ergebnissen der Konferenz beigetragen. Sie hat 
diese Ergebnisse insgesamt positiv bewe rtet. Wenn 
auch nicht alle Hoffnungen erfüllt wurden, so sind doch 
zahlreiche zukunftsweisende Empfehlungen verab-
schiedet worden, die den hohen Stellenwert der Men-
schenrechte für die inte rnationale Politik unter-
streichen und geeignet sind, dem weltweiten Schutz 
und der Förderung der Menschenrechte neue Impulse 
zu geben. Die Wiener Erklärung mitsamt ihrem Ak-
tionsprogramm ist nach der Charta der Vereinten Na-
tionen und der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte ein weiteres zentrales Dokument, das die (nicht 
unbestrittene) universelle Geltung der Menschen-
rechte bestätigt und die „Förderung und Wahrung a ller 
Menschenrechte (als) legitimes Anliegen der inter-
nationalen Gemeinschaft" anerkennt. 

Die Bundesregierung war und ist sich weiterhin be-
wußt, daß die Verwirklichung der Grundsätze des 
Wiener Schlußdokuments und die Umsetzung ihrer 
Empfehlungen erheblicher Anstrengungen und eines 
gemeinsamen politischen Willens der Staatengemein-
schaft bedürfen. Seit Verabschiedung des Wiener 
Schlußdokuments ist es gelungen, bei der Verwirkli-
chung einzelner Maßnahmen beachtliche Erfolge zu 
erzielen: So wurde das Amt des Hochkommissars für 
Menschenrechte geschaffen; eine Sonderberichterstat-
terin zu Gewalt gegen Frauen wurde eingesetzt; wur-
den Fortschritte bei den Arbeiten am Strafgerichtshof 
erzielt. Dennoch sieht die Bundesregierung keinen 
Grund zur Zufriedenheit. Daher begrüßt sie die zu-
nehmende Erkenntnis, daß die operationellen Fähig- 
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keiten im Menschenrechtsbereich der Stärkung be-
dürfen. Neben allen Fortschritten sind bedauerlicher-
weise auch negative Entwicklungen zu verzeichnen: 

— Die Anzahl blutiger, oftmals interner Konflikte, aus-
gelöst und/oder begleitet von gravierenden Men-
schenrechtsverletzungen, zeigt leider steigende 
Tendenz. 

— Die internationale Menschenrechtsdebatte ist oft-
mals nicht frei von sachfremden Motiven und Argu-
menten sowie von einem Mangel an gegenseitigem 
Vertrauen. Dies schadet der Sache der Menschen-
rechte. Die Bundesregierung unternimmt daher be-
sondere Anstrengungen, diesen Zustand durch die 
Suche nach neuen Konsensfeldern und durch ver-
stärkten Dialog, seit 1995 insbesondere durch einen 
regionalgruppenübergreifenden intersessionalen 
Dialog mit den Genfer VN-Vertretungen (sog. 
„Gruppenübergreifender Dialog"), überwinden zu 
helfen. 

— Entgegen den einschlägigen Aussagen der Wiener 
Erklärung und des Aktionsprogramms entspricht der 
Budgetanteil der Menschenrechtsaktivitäten am or-
dentlichen Haushalt der Vereinten Nationen weder 
dem erklärten prioritären Charakter dieser Aktivi-
täten innerhalb des VN-Systems noch dem stän-
digen Aufgabenzuwachs (vgl. auch Antwort auf 
Frage 6). Die Bundesregierung setzt sich daher schon 
seit Jahren für eine Erhöhung des Budgetanteils am 
ordentlichen VN-Haushalt ein. Aufgrund der 
Finanzkrise der Vereinten Nationen dürfte diese 
Forderung derzeit nicht leicht zu erfüllen sein. Des-
halb begrüßt die Bundesregierung es, daß der VN

-

Generalsekretär den Stellenwert der Menschen-
rechte als Querschnittsaufgabe bekräftigt hat, und 
daß die eingeleiteten administrativen Reformen in 
Genf die Voraussetzung für eine effizientere Wahr-
nehmung menschenrechtlicher Aufgaben, ein-
schließlich der Koordinierungs- und der operativen 
Aufgaben, schaffen. Diese Aussagen gelten ent-
sprechend auch für die Arbeit der verschiedenen 
menschenrechtlichen Überprüfungs- und Über-
wachungsmechanismen sowie für die freiwilligen 
Leistungen: Eine Zunahme der verfügbaren Mittel 
ist dringend wünschenswert; effiziente Wahr-
nehmung der jeweiligen Aufgaben ist ein Anreiz für 
zusätzliche Leistungen. Die Bundesregierung hat 
ihre freiwilligen Leistungen an die Beratenden 
Dienste zwischen 1993 und 1996 verdoppelt. 

Universalität und Unteilbarkeit der Menschenrechte 

1. Hat das Wiener Schlußdokument aus Sicht der 
Bundesregierung die Akzeptanz der universellen 
Geltung der Menschenrechte gefördert? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
seither in den bilateralen und multilateralen Be-
ziehungen gemacht in bezug auf ein vorgeblich 
abweichendes Verständnis von Menschenrechten, 
das mit kulturellen, sozialen, religiösen oder ent-
wicklungsbedingten Besonderheiten begründet 
wird? 

Welche Anstrengungen hat sie ggf. unternommen, 
um derart  begründeten Versuchen, die universelle 
Geltung der Menschenrechte einzuschränken, 
entgegenzuwirken? (I 5, 10) 

Im Wiener Schlußdokument erklärte die internationale 
Staatengemeinschaft zum ersten Mal, daß der univer-
selle Charakter der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten außer Frage steht. Dies ist eine historische Aus-
sage. Sie wird ergänzt durch die ebenso bedeutsame 
Aussage, daß die Förderung und der Schutz der Men-
schenrechte ein rechtmäßiges Anliegen der Völkerge-
meinschaft sind. Das Wiener Schlußdokument sagt 
auch, daß es Pflicht der Staaten ist, die Menschenrechte 
ohne Rücksicht auf ihre jewei lige politische, wirt-
schaftliche und kulturelle Ordnung zu verwirklichen, 
daß dabei jedoch die Bedeutung nationaler und regio-
naler Besonderheiten und unterschiedlicher histori-
scher, kultureller und religiöser Voraussetzungen im 
Auge behalten werden müssen. Das Wiener Schluß-
dokument gilt als globale Berufungsgrundlage in 
Menschenrechtsfragen, die bisher von keinem Teil-
nehmerstaat in Frage gestellt wird. Ein positives Indiz 
in diesem Zusammenhang ist, daß die Anzahl der Ver-
tragsstaaten der einzelnen Menschenrechtsverträge 
deutlich zugenommen hat. Dennoch hält die Debatte 
über den genauen Bedeutungsgehalt des Universali-
tätsprinzips im Spannungsfeld der einschlägigen Aus-
sagen des Wiener Schlußdokuments an. 

Dabei ist festzustellen, daß die Debatte nicht frei ist von 
kulturellen, sozialen, religiösen, historischen, aber 
auch entwicklungsbedingten Argumenten, die darauf 
abzielen, die universelle Geltung der Menschenrechte 
einzuschränken. Als Hintergrund derartiger Argu-
mente muß auch in Rechnung gestellt werden, daß die 
Perzeption der Menschenrechte als Produkt der west-
lichen Geistesgeschichte noch nicht überwunden ist 
und dies nur durch Maßnahmen der Vertrauensbildung 
zwischen den Regionalgruppen überwunden werden 
kann. Auch aus diesem Grunde sind die Bemühungen 
der Bundesregierung, durch Aufspüren neuer Kon-
densfelder und durch verstärkten Dialog, allem voran 
seit 1995 durch einen regionalgruppenübergreifenden 
intersessionalen Dialog (sog. „Gruppenübergreifender 
Dialog"), zur Förderung der Kooperationsbereitschaft 
insbesondere in der Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen beizutragen, von besonderer Be-
deutung (vgl. Antwort zu Frage 7). Darüber hinaus hat 
die Bundesregierung ihre Anstrengungen verstärkt, 
durch einen breiten Konsultationsmechanismus bei der 
Beseitigung von Menschenrechtsdefiziten mitzu-
wirken. Hierzu gehören die Verankerung der Men-
schenrechte in den entwicklungspolitischen Leitlinien, 
die bilateralen Menschenrechtsdialoge mit Ländern, 
die Menschenrechtsdefizite aufweisen, der Informa-
tionsaustausch mit den Verantwortlichen wichtiger 
Verbündeter und Partnerstaaten sowie die Erarbeitung 
einer abgestimmten und kohärenten Politik im Rahmen 
der Europäischen Union. 

Schließlich ist auch festzustellen, daß die Menschen-
rechtsweltkonferenz den Boden bereitete für die 
Schaffung des Menschenrechtshochkommissars, der 
als erste umfassend zuständige und „ständig im 
Dienst" befindliche Menschenrechtsinstanz der Ver-
einten Nationen das Universalitätsprinzip verkörpert. 

In den Gremien der Internationalen Arbeitsorganisa

-

tion (IAO), die sich mit der Überwachung der Ein- 
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haltung von IAO-Übereinkommen befassen, ist im 
Hinblick auf grundlegende Übereinkommen (Verbot 
der Zwangsarbeit, Diskriminierungsverbot, Vereini-
gungs- und Tarifvertragsfreiheit) eine wachsende Ten-
denz bei Entwicklungsländern zu beobachten, bei 
Vertragsverletzungsverfahren zu rügen, daß kultu-
rellen, sozialen, religiösen und historischen oder ent-
wicklungsbedingten Besonderheiten unzureichend 
Rechnung getragen wird. Soweit dies im Rahmen sol-
cher Verfahren formal möglich ist, tritt die Bundesre-
gierung nicht gerechtfertigten Forderungen entgegen. 

Aus frauenpolitischer Sicht sind die Ergebnisse der 
2. Menschenrechtsweltkonferenz von 1993 von weit-
reichender und richtungsweisender Bedeutung: Erst-
mals wurden die Menschenrechte von Frauen aus-
drücklich als unveräußerlicher und integraler Bestand-
teil der allgemeinen Menschenrechte benannt. Der 
Schutz der Menschenrechte von Frauen, d. h. insbe-
sondere der Schutz von Frauen vor Gewalt, Benach-
teiligung und Diskriminierung, wurde zu einem ge-
meinsamen Anliegen der Völkergemeinschaft er-
hoben. Die 2. Menschenrechtsweltkonferenz hat 
darüber hinaus auch der 4. Weltfrauenkonferenz, die 
1995 in Peking stattfand, entscheidende Impulse ge-
geben. Unter Bezugnahme auf das Wiener Schluß-
dokument schreibt die Pekinger Aktionsplattform die 
universelle Geltung der Menschenrechte von Frauen 
als integralen Bestandteil der Menschenrechte weiter 
fort  und stellt dabei insbesondere heraus, daß traditio-
nelle, soziale, religiöse oder kulturelle Besonderheiten 
von keinem Staat als Rechtfertigung für Menschen-
rechtsverletzungen, Benachteiligungen und Dis-
kriminierungen von Frauen herangezogen werden 
können. Ungeachtet dessen werden jedoch in vielen 
Ländern der Welt Frauen mit Hinweis auf kulturelle 
Gepflogenheiten im öffentlichen wie im p rivaten Be-
reich entrechtet, benachteiligt und unter männlicher 
Vorherrschaft als Menschen zweiter Klasse behandelt. 
Eine Veränderung dieser Verhältnisse kann nur er-
reicht werden, wenn es gelingt, die Ursachen ge-
schlechtsspezifischer Benachteiligungen von Frauen 
zu beseitigen und auf einen gesellschaftlichen Be-
wußtseinswandel hinzuwirken, der ein gleich-
berechtigtes und pa rtnerschaftliches Verhältnis der 
Geschlechter ermöglicht. 

Im Jahre 1998 jährt sich zum 50. Mal die Verkündung 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Die 
Bundesregierung tritt dafür ein, daß an der Bedeutung 
dieses fundamentalen menschenrechtlichen Doku-
ments als „das von allen Völkern und Nationen zu er-
reichende Ideal" (Wiener Abschlußerklärung, Präam-
bel Ziff. 8) keine Abstriche gemacht werden. 

2. Inwieweit sind nach Auffassung der Bundesregie-
rung Fortschritte bei der Durchsetzung des 
Grundprinzips erzielt worden, nach dem alle 
Menschenrechte allgemeingültig und unteilbar 
sind, einander bedingen und miteinander ver-
knüpft sind? 

In welcher Weise tritt die Bundesregierung in ihrer 
Innen- und ihrer Außenpolitik für dieses Prinzip 
ein? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zum 
Grundprinzip der Unteilbarkeit der Menschen-
rechte, also der Gleichrangigkeit der bürgerlichen 
und politischen und der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte, ein, und welche 
praktischen Konsequenzen zieht sie hieraus? (I 1, 5) 

Die Bundesregierung versteht die bürgerlichen, kultu-
rellen, politischen, sozialen und wi rtschaftlichen Men-
schenrechte als gleichrangig und teilt uneingeschränkt 
die Aussage des Wiener Schlußdokuments, daß alle 
Menschenrechte allgemeingültig und unteilbar sind, 
einander bedingen und miteinander verknüpft sind. 
Menschenrechte dürfen nicht gegeneinander ausge-
spielt werden. Ziel deutscher Menschenrechtspolitik ist 
die weltweite Durchsetzung und Sicherung der ganzen 
Bandbreite der bürgerlichen, kulturellen, politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Menschenrechte. In die-
sem Zusammenhang setzt sich die Bundesregierung 
auch für die Erarbeitung einer konsensfähigen Kon-
zeption des Rechts auf Entwicklung ein. Dabei ist sich 
die Bundesregierung durchaus bewußt, daß die Um-
setzung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte sowie des Rechts auf Entwicklung oftmals 
komplexere Probleme aufwirft als die Verwirklichung 
der bürgerlichen und politischen Rechte (vgl. hierzu 
auch Antwort zu Frage 8). 

Menschenrechtspolitik ist eine Querschnittsaufgabe 
für alle Politikbereiche, der sich die Bundesregierung 
national wie international - gemeinsam mit den EU

-

Partnern - mit nachhaltigem Engagement widmet. Dies 
gilt insbesondere auch für die Friedens- und Entwick-
lungspolitik der Bundesregierung. 

3. Inwieweit setzt sich die Bundesregierung für die 
Anerkennung des Rechts auf Entwicklung ein, das 
von der Weltkonferenz als universelles und unver-
äußerliches Recht und integraler Bestandteil der 
grundlegenden Menschenrechte festgeschrieben 
wurde? (I 10) 

Das Recht auf Entwicklung ist von der Menschen-
rechtsweltkonferenz in Wien im Juni 1993 im Konsens 
als Menschenrecht anerkannt worden. Über seine De-
finition und Realisierung gibt es dennoch weiterhin 
große Meinungsunterschiede. Nach der Auffassung 
der Bundesregierung ist das Recht auf Entwicklung ein 
Menschenrecht, das weitestgehende Beteiligung am 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Entwick-
lungsprozeß ermöglichen soll, kein Recht von Staaten 
auf Entwicklungshilfe anderer Staaten. Jeder Staat ist 
für sich aufgerufen, seinen Bürgern die besten Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu schaffen. Daneben sollen 
die Eigenanstrengungen der Staaten mit pa rtner-
schaftlicher Entwicklungszusammenarbeit von Indu-
strie- und Schwellenländern nach Kräften unterstützt 
werden. Mit zahlreichen Vorhaben in den entwick-
lungspolitischen Schwerpunktbereichen Armutsbe-
kämpfung, Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
und Bildung leistet die Bundesregierung einen aktiven 
Beitrag zur Verwirklichung des Rechts auf Entwick-
lung. 
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Die Menschenrechtskommission der Vereinten Natio-
nen (MRK) hatte 1993 eine Arbeitsgruppe zum Recht 
auf Entwicklung eingesetzt. Ihr Abschlußbericht wurde 
der MRK 1996 zugeleitet. Die Verpflichtung der ein-
zelnen Staaten, das Recht auf Entwicklung auf natio-
naler Ebene umzusetzen, kommt in ihm hinreichend 
klar zum Ausdruck. Der Bericht verdeutlicht, daß Ent-
wicklungsmodelle zwar auf besondere Bedingungen 
im jeweiligen Land Rücksicht nehmen müssen, auf die 
Verwirklichung aller Menschenrechte einschließlich 
Demokratie, Pluralismus und „good governance" aber 
nicht verzichtet werden kann. Seit 1996 befaßt sich eine 
Expertengruppe mit konkreten Maßnahmen zur Rea-
lisierung des Rechts auf Entwicklung. Ihr Abschlußbe-
richt wird 1998 erwartet. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß solche konkreten Maßnahmen insbe-
sondere im Bereich der Förderung der Menschenrechte 
liegen sollten, z. B. durch den Ausbau der Beratenden 
Dienste und der Technischen Zusammenarbeit und 
Menschenrechtserziehung. Eine breit angelegte För-
derung aller Menschenrechte - bürgerliche, kulturelle, 
politische, soziale und wirtschaftliche - ist anzustreben. 
Hierauf müssen die Eigenanstrengungen der Regie-
rungen und die Entwicklungszusammenarbeit orien-
tiert sein. 

Internationaler Menschenrechtsschu tz 

4. Inwieweit wurde das im Wiener Schlußdokument 
formulierte Ziel umgesetzt, die Koordinierung, 
Wirksamkeit und Leistungsfähigkeit der Men-
schenrechtsorgane der Vereinten Nationen zu 
verbessern? 

Wie bewertet die Bundesregierung den Erfolg der 
bisherigen Aktivitäten des Hochkommissars für 
Menschenrechte, und welche konkreten Beiträge 
leistet sie zur Unterstützung seiner Arbeit? (II 1, 17, 
18) 

Die Menschenrechtsweltkonferenz „bejaht die Not-
wendigkeit einer ständigen Anpassung der Men-
schenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen an 
die gegenwärtigen und künftigen Bedürfnisse bei der 
Förderung und dem Schutz der Menschenrechte" (II, 
17). 

Auch nach Auffassung der Bundesregierung besteht 
Bedarf, die Menschenrechtsmechanismen der Verein-
ten Nationen zu reformieren. Dabei muß es darum ge-
hen, 

— diese Mechanismen organisatorisch und finanziell 
in die Lage zu versetzen, daß sie ihren laufenden 
und künftigen Erfordernissen gerecht werden; 

— Koordinierungspotential zu intensivieren; 

— den Vertragskörperschaften Möglichkeiten auf-
zuzeigen, wie sie selbst, aber auch die berichts-
pflichtigen Staaten, den erhöhten Arbeitsaufwand, 
der sich aus der weltweit zunehmenden Ratifizie-
rungsdichte menschenrechtlicher Übereinkommen 
ergeben hat, bewältigen können; 

— die Unabhängigkeit der Menschenrechtsmechanis-
men gegen Versuche der politischen Beeinflussung 
zu verteidigen sowie Bestrebungen entgegen

-

zutreten, die geographische und thematische Band-
breite der Mandate dieser Mechanismen ein-
zuschränken. 

Die Bundesregierung verfolgt bei der Verwirklichung 
dieser Ziele einen pragmatischen Ansatz (vgl. auch 
Antwort zu Frage 7). Sie begrüßt, daß im Gefolge der 
Wiener Menschenrechtsweltkonferenz die Stelle des 
VN-Hochkommissars für Menschenrechte geschaffen 
wurde. Sie hatte sich für die Umsetzung dieser Emp-
fehlung (II, 18) seit langem eingesetzt und in den ent-
sprechenden Verhandlungen aktiv mitgewirkt. Eine 
wesentliche Aufgabe des Menschenrechtshochkom-
missars ist es, das gesamte Menschenrechtsprogramm 
der VN zu implementieren und die Koordinierung der 
Menschenrechtspolitik im VN-System zu betreiben. 

Für den Menschenrechtshochkommissar und sein Büro 
gilt wie für das gesamte Menschenrechtsprogramm der 
VN, daß ihnen Mittel zur Verfügung stehen müssen, 
die im Einklang mit dem prioritären Stellenwert der 
Menschenrechte im VN-System und den ständig 
wachsenden Aufgaben stehen. Daher hat die Bundes-
regierung den Aufbau des Büros des Hochkommissars 
mit freiwilligen Beiträgen unterstützt. Der deutsche 
freiwillige Beitrag für die Beratenden Dienste wurde 
1997 gegenüber dem Vorjahr auf 400 000 DM verdop-
pelt (vgl. dazu auch Antwort zu Frage 5). Andererseits 
verkennt die Bundesregierung nicht, daß die Bereit-
schaft der internationalen Gemeinschaft, die Men-
schenrechtsprogramme mit erhöhten Mitteln aus dem 
regulären VN-Budget auszustatten, auch von der Effi-
zienz des Büros des Menschenrechtshochkommissars 
(des ehemaligen VN-Menschenrechtszentrums) ab-
hängt. 

Daher hat die Bundesregierung die bisher getroffenen 
Maßnahmen zur Reform des Büros des Menschen-
rechtshochkommissars unterstützt. Sie befürwortet 
auch die einschlägigen weitergehenden Reformvor-
schläge des VN-Generalsekretärs. 

Die Bundesregierung bewe rtet die Arbeit des ersten 
Menschenrechtshochkommissars, Ayala Lasso, ins-
gesamt positiv. Sie unterstützte ihn von Anfang an, so-
wohl politisch als auch finanziell, insbesondere auch 
bei der im Sinne einer präventiven Menschenrechts-
politik bedeutsamen Einrichtung von Menschen-
rechtsfeldoperationen, denen Ayala Lasso seit Beginn 
seiner Tätigkeit besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
hatte. Mit besonderem Engagement begleitet die Bun-
desregierung die Menschenrechtsfeldoperationen in 
Bosnien und Herzegowina, Burundi und Ruanda. Sie 
hat maßgeblich dazu beigetragen, daß im April 1997 
ein Menschenrechtsbüro des Hochkommissars in Bo-
gotá, Kolumbien, eröffnet werden konnte. Die Bundes-
regierung wird sich auch weiterhin sowohl bilateral als 
auch multilateral für die Stärkung des Instruments der 
Menschenrechtsfeldoperationen einsetzen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Absicht des VN-Ge-
neralsekretärs, den Hochkommissar für Menschen-
rechte mit der Ausarbeitung entsprechender Vor-
schläge zu beauftragen. Sie ist zu umfassender, offener 
Zusammenarbeit mit den Menschenrechtsmechanis-
men bereit. Seit 1993 hielten sich der Sonderberichter- 
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statter für die Beseitigung von Rassismus, rassischer 
Diskriminierung, Xenophobie und verwandte Formen 
der Intoleranz, Glélé-Ahanhanzo (September 1995) 
und der Sonderberichterstatter gegen religiöse In-
toleranz, Prof. Abdelfattah Amor (September 1997) zu 
Informationsbesuchen in Deutschland auf. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die erfolg-
reiche Arbeit der Menschenrechtsmechanismen ent-
scheidend von der Kooperation der Staaten mit ihnen 
abhängt. 

5. Wie unterstützt die Bundesregierung den weiteren 
Ausbau der Beratenden Dienste und der techni-
schen Hilfe des Menschenrechtszentrums? 

Wie ist der Stand der Schaffung eines „umfas-
senden Programms innerhalb der Vereinten Na-
tionen, um den Staaten bei der Aufgabe des Auf-
baus und der Stärkung angemessener nationaler 
Strukturen zu helfen, die eine unmittelbare Wir-
kung auf die allgemeine Einhaltung der Men-
schenrechte und die Wahrung der Rechtsstaat-
lichkeit ausüben"? (II 69) 

Auch schon vor der Menschenrechtsweltkonferenz war 
für die Bundesregierung die Schaffung eines VN-Pro-
gramms menschenrechtlicher Beratender Dienste und 
Technischer Zusammenarbeit eines ihrer menschen-
rechtspolitischen Hauptanliegen. Seit der Gründung 
dieses Programms, maßgeblich durch deutschen Ein-
satz ermöglicht, betreut Deutschland in der Men-
schenrechtskommission die einschlägige, regelmäßig 
im Konsens angenommene Resolution. Mit diesem 
Programm ist es nach Einschätzung der Bundesregie-
rung gelungen, wichtige Impulse zur Förderung der 
Menschenrechte in einzelnen Ländern zu geben, u. a. 
durch Seminare und Stipendien, Entsendung von Be-
ratern oder finanzielle Förderung nationaler Men-
schenrechtszentren. 

Die Bundesregierung hat ihren jährlichen Beitrag zum 
Freiwilligen Fonds 1997 gegenüber dem Vorjahr auf 
400 000 DM verdoppelt. Es ist vorgesehen, diese Lei-
stungen 1998 auf 500 000 DM zu erhöhen. 

6. Welche Bemühungen unternimmt die Bundesre-
gierung gegenwärtig, damit eine Erhöhung der fi-
nanziellen Ausstattung der Menschenrechts-
organe der Vereinten Nationen im Rahmen des or-
dentlichen VN-Haushalts und durch freiwillige 
Finanzierung erreicht wird? (II 9-12) 

Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß der 
Anteil für Menschenrechtsaktivitäten am ordentlichen 
Haushalt der Vereinten Nationen nicht dem Stellen-
wert entspricht, den die Menschenrechte in der Politik 
der Vereinten Nationen einnehmen. Sie ist überzeugt, 
daß die Vereinten Nationen sich auch durch ihr fi-
nanzielles Engagement zu der großen Bedeutung, die 
den Menschenrechten nach der Charta der Vereinten 
Nationen zukommt, bekennen sollten (I,35). Die Bun-
desregierung setzt sich schon seit Jahren gemeinsam 
mit den EU-Partnern in direkten Demarchen gegen

-

über dem VN-Sekretariat sowie in den Verhandlungen 
der diesbezüglichen Entscheidungsgremien der VN

-

Generalversammlung (Ausschuß für Programm und 
Koordinierung; 5. Ausschuß) zugunsten einer Er-
höhung des Anteils für Menschenrechtsaktivitäten am 
ordentlichen Haushalt der VN ein. Sie wird dies auch 
weiterhin mit Nachdruck betreiben. 

Auch wenn sich der Menschenrechtsanteil am VN

-

Haushalt in den vergangenen vier Jahren von unter 1 % 
auf nahezu 2 % verdoppelt hat, wird er immer noch bei 
weitem nicht der Bedeutung dieser Aufgabe gerecht. 
Eine angemessene Erhöhung bleibt daher weiterhin 
besonders wichtig. 

Angesichts der akuten Finanznöte der VN und damit 
verbundener globaler Haushaltskürzungen wird dies 
allerdings nicht leicht zu realisieren sein. Es ist deshalb 
zu begrüßen, daß der VN-Generalsekretär Schutz und 
Förderung der Menschenrechte bei der Aufstellung 
des Haushaltsentwurfs für 1998/99 als Programm-
priorität berücksichtigt hat und diese als Querschnitts

-

aufgaben bekräftigt, die vermehrt im Rahmen auch 
anderer Programme der VN beachtet und miterfüllt 
werden sollen. 

7. Gibt es Überlegungen, den Menschenrechtsaus-
schuß, der für die Einhaltung des Internationalen 
Paktes über bürgerliche und politische Rechte zu-
ständig ist, mit Kompetenzen zur praktischen Um-
setzung seiner Empfehlungen auszustatten, und 
wenn ja, in welcher Weise wird dies von der Bun-
desregierung unterstützt? 

Welche Anstrengungen werden zur Verbesserung 
der Möglichkeiten der VN-Organe, insbesondere 
der Menschenrechtskommission, unternommen, 
auf akute Menschenrechtsverletzungen zu rea-
gieren, und welche Erfahrungen hat die Bundesre-
gierung mit dem seit 1995 praktizierten inter-
sessionellen Dialog von Mitgliedstaaten der Men-
schenrechtskommission? (II 8, 17.89) 

Der Bundesregierung sind keine solchen Überlegun-
gen bekannt. 

Schnelle und wirksame Reaktion auf akute Menschen-
rechtsverletzungen ist vordringliches Anliegen deut-
scher Menschenrechtspolitik in den Außenbezie-
hungen. Aus diesem Grunde hat sich die Bundesregie-
rung nachdrücklich dafür eingesetzt, daß der MRK die 
Möglichkeit eingeräumt wurde, zu Dringlichkeits-
sitzungen zusammenzutreten (erstmals 1992 zu Ex-Ju-
goslawien praktiziert). Aus diesem Grunde hat sie sich 
auch mit Nachdruck um die Schaffung der Position des 
Hochkommissars für Menschenrechte bemüht, dessen 
wichtigste Funktion neben der Koordinierung die 
schnelle Reaktion auf Menschenrechtsverletzungen ist. 
Viele MRK-Mitgliedstaaten mahnen seit langem eine 
Reform der VN-Menschenrechtskommission an. Hier-
für gibt es unter den MRK-Mitgliedern höchst unter-
schiedliche, aus Sicht der Bundesregierung z. T. auch 
äußerst fragwürdige Motive (Zurückdrängung von kri-
tischen Ansätzen zur Befassung mit Menschen-
rechtsproblemen, unausgewogene Verschiebung der 
MRK-Thematik hin zu wirtschaftlich-sozialen Rech- 
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ten). Aus Sicht der Bundesregierung sind Straffung und 
größere Kohärenz der MRK-Aktivitäten ebenso vor-
dringlich wie die Durchsetzung der Forderung, daß die 
MRK schneller und nachhaltiger auf schwere Men-
schenrechtsverletzungen reagieren muß. 

Die Bundesregierung hat angesichts dieser Sachlage 
einen pragmatischen Ansatz verfolgt und führt, um 
einer zunehmenden Polarisierung in der MRK und da-
mit einer wachsenden Lähmung der Arbeit des wich-
tigsten Menschenrechtsgremiums der Vereinten Na-
tionen entgegenzuwirken, seit 1995 einen inter-
sessionellen sog. Gruppenübergreifenden Dialog mit 
den Delegationen in Genf (vgl. Antwort zu Frage 1). 
Hiermit wird die Sachdiskussion auch zwischen den 
ordentlichen Sitzungen der MRK konsensorientiert 
weitergeführt. In einer Se rie von Gesprächsrunden be-
müht sich der deutsche Delegationsleiter Bundes-
minister a. D. Baum zwischen den Tagungen der MRK, 
unterstützt durch den Arbeitsstab Menschenrechte des 
Auswärtigen Amts und die Ständigen Vertretungen in 
Genf und New York, Delegationen aus anderen Regio-
nalgruppen für die Förderung wichtiger Menschen-
rechtsvorhaben zu gewinnen. Die Rückkehr zum Kon-
sens bei der Behandlung des Rechts auf Entwicklung 
und eine tendenzielle Versachlichung der Diskussion 
einer Reihe sehr schwieriger Themen (z. B. Erklärung 
zum Schutz der Menschenrechtsverteidiger, MRK-
Grundsatzdiskussion zum Prinzip Einstimmigkeit ver-
sus Mehrheitsentscheidung) sowie Fortschritte bei der 
Einrichtung von Menschenrechtsfeldoperationen be-
stätigen die Richtigkeit dieses Ansatzes. 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung Kontrolle und 
Umsetzung des Internationalen Paktes über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte im Ver-
gleich zum Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte? 

In welcher Weise beteiligt sich die Bundesregie-
rung an der Diskussion über die Schaffung eines 
Fakultativprotokolls mit der Möglichkeit der 
Individualbeschwerde zum Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte? (II 75) 

Das Verfahren nach den Artikeln 16 bis 22 des Inter-
nationalen Paktes für wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte ist seit Inkrafttreten des Paktes mehrfach 
verbessert worden. Weitere Verbesserungen sind er-
forderlich und werden erwogen, z. B. um die lange 
Dauer zwischen der Vorlage der Durchführungs-
berichte und ihrer Behandlung im Ausschuß für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte zu verkürzen. 
Im übrigen hat sich das Verfahren nach Auffassung der 
Bundesregierung bewährt . 

Zwischen 1990 und 1996 erarbeitete der Ausschuß für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte den Ent-
wurf eines Zusatzprotokolls zum Internationalen Pakt 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. 
Sein Gegenstand ist die Einführung eines Be-
schwerdeverfahrens. Die Bundesregierung hat Zwei-
fel, ob ein Beschwerdeverfahren in der Form, wie es im 
Entwurf eines Fakultativprotokolls vorgeschlagen 

wurde, zur verbesserten Umsetzung der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte beitragen 
würde. Gemäß dem Entwurf sollen sämtliche im Pakt 
verbürgten Rechte beschwerdefähig sein. Der Pakt 
enthält indessen eine Reihe von Rechten, deren Ver-
wirklichung von den durch die allgemeinen Politiken 
der einzelnen Staaten geschaffenen wi rtschaftlichen, 
sozialen und politischen Rahmenbedingungen wie 
auch von externen Rahmenbedingungen abhängt und 
deren Durchsetzbarkeit im Rahmen nationaler Rechts-
ordnungen oftmals nicht gegeben ist. Als Folge der 
oftmals fehlenden Justitiabilität droht daher, daß das im 
Entwurf des Zusatzprotokolls vorgesehene Be-
schwerdeverfahren leerläuft, denn laut Entwurf soll das 
Beschwerdeverfahren nur nach Ausschöpfung der na-
tionalen Rechtsbehelfe zulässig sein. Diese Situation 
könnte zu einem Glaubwürdigkeitsverlust des Be-
schwerdeverfahrens führen. Zweifel am vorgelegten 
Entwurf eines Fakultativprotokolls stützen sich auch 
darauf, daß dem Entwurf zufolge neben den von einer 
Rechtsverletzung Beschwerten auch einzelne und 
Gruppen, die geltend machen, im Auftrag einer be-
troffenen Person zu handeln, beschwerdeberechtigt 
sein könnten. Damit könnte der Ausschuß für wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte in die Lage 
gebracht werden, daß er aufgrund einer Beschwerde, 
unabhängig von der Verletzung individueller Rechte, 
die Wirtschafts-, Sozial- und Kulturpolitik eines Staates 
einer umfassenden Prüfung unterziehen müßte. Dies 
würde zu Überschneidungen mit dem eingangs er-
wähnten Überprüfungsverfahren führen. Diese Über-
schneidungen wären durch den Zweck eines Be-
schwerdeverfahrens, nämlich dem Einzelnen zum bes-
seren Genuß seiner Rechte zu verhelfen, nicht mehr 
gerechtfertigt. 

9. In welcher Weise setzt sich die Bundesregierung 
für eine „baldige Annahme eines Fakultativ-
protokolls zum Übereinkommen gegen Folter und 
andere grausame, unmenschliche und erniedri-
gende Behandlung oder Strafe" ein, das „zur 
Schaffung eines vorbeugenden Systems regel-
mäßiger Inspektionen von Einrichtungen, in de-
nen Personen festgehalten werden" dienen soll? 

In welchem Rahmen setzt sich die Bundesregie-
rung für „die Gewährung von Hilfe für Opfer der 
Folter" und „die Gewährleistung wirksamerer 
Möglichkeiten zu ihrer körperlichen, psycho-
logischen und sozialen Rehabilitation" ein? (II 61, 
59) 

Deutschland ist 1989 dem Europäischen Überein-
kommen zur Verhütung von Folter und unmensch-
licher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe vom 
26. November 1987 beigetreten, das regelmäßige Be-
suche an allen der Hoheitsgewalt eines Staates unter-
stehenden Orten zuläßt, an denen Personen durch eine 
öffentliche Behörde die Freiheit entzogen ist. Für einen 
ähnlichen Besuchsmechanismus setzt sich die Bundes-
regierung in den Verhandlungen über den Entwurf 
eines Fakultativprotokolls zum VN-Übereinkommen 
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche und 
erniedrigende Behandlung oder Strafe ein. Die Bun-
desregierung versucht in den Verhandlungen, andere 
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Staaten von der Notwendigkeit und präventiven Wirk-
samkeit eines solchen internationalen Besuchssystems 
zu überzeugen. 

Neben den Bemühungen um einen Ausbau des völ-
kerrechtlichen Instrumentariums gegen Folter gilt die 
besondere Fürsorge der Bundesregierung der Unter-
stützung von Opfern von Folter und unmenschlicher 
Behandlung. Ungeachtet der generellen Sparzwänge 
wurde der deutsche Beitrag zu dem von Deutschland 
mit initiierten Freiwilligen Fonds der Vereinten Natio-
nen für Folteropfer im Jahre 1997 wieder auf 200 000 DM 
angehoben. Dieser bislang nahezu ausschließlich aus 
staatlichen Beiträgen gespeiste Fonds gewährt Hilfs-
organisationen für Folteropfer und ihren Familien in 
zahlreichen Staaten medizinische, psychologische, 
wirtschaftliche, soziale, rechtliche, finanzielle und son-
stige Unterstützung. Auch deutsche Programme wur-
den und werden vom Freiwilligen Fonds der Vereinten 
Nationen für Folteropfer gefördert, derzeit das Be-
handlungszentrum für Folteropfer Berlin, Xenion - 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e. V. Ber lin, 
Refugio Bremen, Refugio München sowie das Psycho-
Social Centre Ca ritas Köln. 

Die Arbeit des Behandlungszentrums für Folteropfer in 
Berlin wird seit seiner Entstehung im Jahre 1992 zu 
einem erheblichen Teil direkt durch die Bundesregie-
rung gefördert. Für 1997 wurden Bundesmittel in Höhe 
von 765 000 DM zur Verfügung gestellt. Das Behand-
lungszentrum ist eine spezielle Einrichtung zur Reha-
bilitation von Folteropfern. Derzeit werden do rt  ca. 200 
Patienten medizinisch, psychotherapeutisch und sozial 
betreut. 

Des weiteren stellt auch die EU Mittel zur Verfügung, 
die dazu dienen, Rehabilitationszentren für Folteropfer 
und andere Organisationen, die Opfern von Men-
schenrechtsverletzungen konkrete Hilfe gewähren, zu 
unterstützen. Das Volumen beträgt 1997, ebenso wie 
1996, 6 Mio. ECU. 

Entwicklungszusammenarbeit und Außenpolitik 

10. Wie setzt die Bundesregierung in ihrer politischen 
Praxis das im Wiener Schlußdokument nieder-
gelegte Grundprinzip um, nach dem die Völker-
gemeinschaft die Menschenrechte „weltweit in 
gerechter und gleicher Weise, auf derselben 
Grundlage und mit demselben Nachdruck" zu be-
handeln hat, um dem von manchen Ländern ge-
äußerten Vorwurf der Selektivität und der Doppel-
standards entgegenzutreten? (I 5) 

In der entwicklungspolitischen Praxis wird dem 
Grundprinzip, Menschenrechte „weltweit in gerechter 
und gleicher Weise, auf derselben Grundlage und mit 
demselben Nachdruck" zu behandeln, angemessen 
Rechnung getragen. Da die Beachtung der Menschen-
rechte eine der wichtigsten internen Rahmen-
bedingungen für Entwicklung ist, hat die Bundesre-
gierung sie zu einem ihrer fünf Kriterien für A rt  und 
Umfang der Entwicklungszusammenarbeit erhoben. 
Negative Entwicklungen bei diesen Kriterien stehen 
einer Ausweitung der Zusammenarbeit entgegen und 

können im äußersten Fall auch zur Einstellung führen. 
Eine Reihe von Ländern wird regelmäßig wegen nega-
tiver Rahmenbedingungen - auch im Zusammenhang 
mit Menschenrechten - nicht berücksichtigt. 

Die EU hat 1995 Standardklauseln für Menschenrechte 
in den Abkommen mit Drittländern beschlossen, die 
die Achtung der demokratischen Grundsätze und der 
Menschenrechte gemäß der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte zu einem wesentlichen Bestand-
teil dieser Abkommen machen und es ermöglichen, bei 
Nichterfüllung dieser Vertragsbestimmungen ange-
messene Maßnahmen zu ergreifen. Durch die An-
nahme dieser Standardklauseln hat die EU erneut ihr 
Engagement für die Menschenrechte in allen Ländern 
der Welt bestätigt. 

11. Auf welche Weise und mit welchem Erfolg setzt 
sich die Bundesregierung entsprechend ihrer Leit-
linien dafür ein, daß die Politik der Strukturanpas-
sung der internationalen und regionalen Finanz- 
und Entwicklungsinstitutionen (IWF, Weltbank 
etc.) mit den Erfordernissen einer sozialen und de-
mokratischen Politik zur Stärkung der Menschen-
rechte in Einklang gebracht wird? (II 2) 

Die Bundesregierung hat sich bereits in der Vergan-
genheit bei der Weltbank und den regionalen Ent-
wicklungsbanken dafür eingesetzt, daß bei Struktur-
anpassungsprogrammen von vornherein auch die so-
ziale Dimension berücksichtigt wird und nicht nur 
soziale Anpassungslasten abgefedert werden. 

Die u. a. auch durch die Haltung der Bundesregierung 
ausgelöste und in den letzten Jahren geführte Dis-
kussion über die soziale Dimension von Strukturan-
passungsprogrammen hat zu einem deutlichen 
Umdenken geführt. Die Weltbank hat ihre Strukturan-
passungsprogramme auf beispielhafte Weise kontinu-
ierlich fortentwickelt, damit Armutsgesichtspunkte 
stärker zum Tragen kommen. Die Berücksichtigung der 
sozialen Dimension in den Strukturanpassungspro-
grammen der Weltbank ist nunmehr durchgängig ver-
ankert. Darüber hinaus finanziert die Weltbank in 
zahlreichen Ländern zusätzliche Maßnahmen, um 
mögliche temporäre Anpassungslasten für gefährdete 
und sozial schwache Bevölkerungsgruppen abzufe-
dern. Im Gegensatz zu den Anfangsjahren, wo es häu-
fig an sozialen Abfederungsmaßnahmen fehlte, war es 
der Anspruch der letzten Jahre, Strukturanpassungs-
programme von vornherein sozial verträglicher zu ma-
chen. 

Obwohl soziale und demokratische Politiken zur Stär-
kung der Menschenrechte nicht direkter Bestandteil 
des IWF-Mandats sind, berücksichtigt der IWF im 
Rahmen seiner Kreditgewährung auch soziale Frage-
stellungen. Dies gilt insbesondere für die Kredite unter 
der Erweiterten Strukturanpassungsfazilität (ESAF), 
mit der den Entwicklungsländern  konzessionare Fi-
nanzmittel zur Verfügung gestellt werden. Deutsch-
land beteiligt sich seit der Errichtung der ESAF an ihrer 
Finanzierung (seit 1989 bis heute 245 Mio. DM für das 
ESAF-Zinssubventionskonto). In einer jüngst abge- 
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schlossenen Evaluierung der ESAF konnte festgestellt 
werden, daß in dem Untersuchungszeitraum (1981 bis 
1995) in den ESAF-Programmländern das Bevölke-
rungswachstum, die Kindersterblichkeit und die Anal-
phabetenrate zurückgegangen sind, während die Le-
benserwartung und die Schulbesuchsdauer ange-
stiegen sind. Eine externe Evaluierung, die Anfang 
1998 fertiggestellt sein wird, wird untersuchen, wie die 
ESAF-Programmländer die erforderliche Anpassung 
der öffentlichen Ausgaben vorgenommen haben und 
inwieweit die Ausgaben für das Gesundheits-, Bil-
dungs- und Sozialwesen davon betroffen waren. 

Sowohl für die Weltbank als auch für den IWF spielen 
Aspekte der guten Regierungsführung („good gover-
nance") eine immer größere Rolle. Die Weltbank sieht 
bei der Konzipierung und Umsetzung von Strukturan-
passungsprogrammen in „good governance" eine we-
sentliche Voraussetzung für erfolgreiche Strukturan-
passung und einen - zumindest mittelbaren - Beitrag 
zur Demokratisierung und Achtung der Menschen-
rechte. Darüber hinaus setzen sich die Weltbank und 
die regionalen Entwicklungsbanken bei der Um-
setzung ihrer Länderhilfsprogramme dafür ein, daß 
Gruppen der Zivilgesellschaft sowohl bei der Planung 
und Implementierung der Programme als auch bei der 
Politikgestaltung in zunehmendem Maße partizipieren 
können. Die Bundesregierung hat an dieser Entwick-
lung durch ihre Stellungnahmen in den verschiedenen 
Gremien der Internationalen Finanzinstitutionen maß-
geblichen Anteil. Der IWF unterstützt durch die Um-
setzung seiner Richtlinien für verantwortungsvolles 
Regierungshandeln (good governance) beispielsweise 
eine transparente Haushaltspolitik und die Bekämp-
fung der Korruption. Der Abbruch des ESAF-Pro-
gramms mit Kenia Ende Juli 1997 aufgrund unge-
nügender Fortschritte im Bereich „good governance" 
unterstreicht die Ernsthaftigkeit des IWF in diesem Be-
reich. Deutschland hat die Tätigkeit des IWF in diesem 
Bereich, zusammen mit seinen G7-Partnern, in den 
Entscheidungsgremien des IWF maßgeblich vorange-
trieben (Beschlüsse des Gipfels von Lyon, 1996). 

12. Welche substantiellen Beiträge leistet die Bundes-
regierung zur Entschuldung der Länder des Sü-
dens, „um so die eigenen Bemühungen der Regie-
rungen dieser Länder um eine volle Verwirkli-
chung der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte ihrer Bürger zu unterstützen "? (I 
12) 

Die Bundesregierung setzt sich auf internationaler und 
bilateraler Ebene für die Überwindung der Verschul-
dungsprobleme der ärmsten Entwicklungsländer ein: 

— Im Pariser Club, dem informellen Zusammenschluß 
von staatlichen Gläubigern, sind unter maß-
geblicher Beteiligung Deutschlands die Umschul-
dungsbedingungen für die ärmsten Länder fortlau-
fend  verbessert worden. Unter den seit Ende 1994 
geltenden „Neapel-Konditionen" können ärmste 
Länder einen Erlaß von bis zu 67 % der Handels-
forderungen und unter bestimmten Voraussetzun

-

gen eine abschließende Schuldenstandsregelung 
erhalten. 

— Ferner unterstützt die Bundesregierung die „In-
itiative zur Unterstützung hochverschuldeter armer 
Länder" von Weltbank und IWF. Diese Initiative 
sieht für eine begrenzte Anzahl von Ländern erst-
mals Schuldenerleichterungen auch bei den Ver-
bindlichkeiten gegenüber multilateralen Gläubi-
gern (Weltbank, IWF, regionaler Entwicklungs-
banken) und parallel eine Anhebung der Erlaßquote 
im Pariser Club auf 80 % vor. Die Bundesregierung 
war schon bei der Diskussion der „Neapel-Kondi-
tionen" bereit gewesen, in einigen Sonderfällen ei-
nen Erlaß von bis zu 80 % für Handelsforderungen 
zu gewähren; dieser Vorschlag war damals im 
Gläubigerkreis noch nicht konsenfähig. 

— Darüber hinaus hat Deutschland gegenüber den 
ärmsten Entwicklungsländern („Least Developed 
Countries") seit 1978 den Verzicht auf bilaterale 
Forderungen aus Entwicklungshilfekrediten in 
einem Gesamtumfang von rund 9,1 Mrd. DM aus-
gesprochen oder in Aussicht gestellt. 

13. Welchen Beitrag leistet die Bundesregierung in ih-
ren außenpolitischen Beziehungen, in der Wi rt

-schafts- und in der Entwicklungspolitik zur Ge-
währleistung der Meinungs-, Gewissens- und Re-
ligionsfreiheit? (I 30, II 22, 25, 26) 

Die Bundesregierung mißt der Gewährleistung der 
Meinungs-, Gewissens- und Religionsfreiheit in ihrer 
Menschenrechtspolitik eine herausgehobene Bedeu-
tung bei. Sie fördert dieses Ziel mittelbar auch durch 
ihre bilateralen außenpolitischen, außenwirtschaft-
lichen und entwicklungspolitischen Beziehungen zu 
den jeweiligen Partnerländern. Die Intensivierung der 
Außenwirtschaftsbeziehungen, beispielsweise durch 
deutsche Direktinvestitionen im Ausland, aber auch 
durch die Bildung von Gemeinschaftsunternehmen, 
bringt eine oft auch kritische Begegnung mit unter-
schiedlichen Normen und Werten mit sich und führt zu 
einem verstärkten Austausch in den Bereichen Pro-
duktion, Kommunikation, Management und Techno-
logie. Diese Begegnung und Auseinandersetzung mit 
unterschiedlichen Normen und Werten sowie mit den 
jeweiligen Produktionsbedingungen kann sich als för-
derlich für eine politische Öffnung und für eine ver-
besserte Achtung der Menschenrechte erweisen. 

In ihrer entwicklungspolitischen Zusammenarbeit hat 
die Bundesregierung die Beachtung der Menschen-
rechte zu einem von fünf Kriterien gemacht, die über 
Art  und Umfang der Entwicklungszusammenarbeit 
entscheiden. Zur Bewe rtung der Menschenrechts-
situation werden insbesondere die Indikatoren Freiheit 
von Folter, Rechte bei Festnahme und Justizverfahren, 
die Beachtung des Grundsatzes „Keine Strafe ohne 
Gesetz ", Religionsfreiheit und Minderheitenschutz 
herangezogen. Weitere politische Menschenrechte 
werden bei der Bewe rtung der Kriterien „Gewähr-
leistung von Rechtsstaatlichkeit und Rechtssicherheit" 
sowie „Beteiligung der Bevölkerung am politischen 
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Prozeß" berücksichtigt. Die Beachtung wi rtschaftlicher 
und sozialer Menschenrechte wird bei der Bewe rtung 
der „Entwicklungsorientierung staatlichen Handelns" 
geprüft. Die Verbesserung der Menschenrechtssitua-
tion ist fester Bestandteil des Politikdialogs mit den 
Partnerregierungen. Auch hierdurch leistet die Bun-
desregierung einen wichtigen Beitrag zur verbesserten 
Gewährleistung der Meinungs-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit in den Partnerländern. 

14. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, ob 
und ggf. welche der Mitgliedstaaten „nationale 
Aktionspläne" aufgestellt haben, in denen die be-
treffenden Staaten Schritte zur Verbesserung der 
Förderung und des Schutzes der Menschenrechte 
festlegen? (II 71) 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Australien, Bra-
silien und die Philippinen nationale Aktionspläne er-
stellt haben. 

15. In welchem Umfang und unter Beteiligung welcher 
Ressorts im einzelnen arbeitet die Bundesregie-
rung diesbezüglich mit Nichtregierungsorganis-
ationen zusammen, und wie sind die Erfahrungen 
dieser Zusammenarbeit aus Sicht der Bundesre-
gierung, aufgeschlüsselt für die einzelnen Res-
sorts? (II 73) 

Die Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung 
und im Menschenrechtsbereich tätigen Nichtregie-
rungsorganisationen hat sich in den letzten Jahren er-
heblich intensiviert, insbesondere seitdem sich diese 
im Januar 1994 zu einer Arbeitsgemeinschaft - „Forum 
Menschenrechte" - zusammengeschlossen haben. Die 
Arbeit des Forums Menschenrechte und seiner Mit-
gliedsorganisationen sowie der Einsatz der politischen 
Parteien und Stiftungen und der Kirchen sind dazu an-
getan, das menschenrechtliche Engagement der Bun-
desregierung zusätzlich zu fordern und zu fördern. Dies 
gilt sowohl hinsichtlich der Einschätzung der Men-
schenrechtssituation in anderen Staaten, bei der die 
Bundesregierung sich auch auf einschlägige Infor-
mationen von Nichtregierungsorganisationen stützt, 
als auch hinsichtlich einer Reihe konkreter Aktions-
felder, von denen beispielhaft die folgenden genannt 
seien: Mit dem aus Anlaß des VN-Weltgipfels für So-
ziale Entwicklung (WGSE), Kopenhagen 1995, ge-
bildeten „Deutschen Nichtregierungsorganisations-
Forum Weltsozialgipfel" hat die Bundesregierung in 
der letzten Vorbereitungsphase des Gipfels und auf 
dem Gipfel selbst eng zusammengearbeitet. Unter 
deutscher EU-Präsidentschaft (1994) wurde in diesem 
Zusammenhang erstmals die Zusammenarbeit mit 
Nichtregierungsorganisationen auf EU-Ebene prakti-
ziert. Im Rahmen der Umsetzung der WGSE-Ergeb-
nisse trifft sie mit dem Forum in unregelmäßigen Ab-
ständen zum Gedankenaustausch zusammen. Sie be-
wertet die hierbei gewonnenen Erfahrungen positiv. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam

-

menarbeit und Entwicklung unterstützt eine Vielzahl 

von Vorhaben der politischen Stiftungen, der kirch-
lichen Zentralstellen für Entwicklungshilfe und priva-
ter deutscher Träger, die der Verbesserung der Men-
schenrechtssituation in den Entwicklungsländern die-
nen. Gemeinsam mit deutschen Nichtregierungs-
Organisationen bemüht sich das BMZ zudem um eine 
verstärkte Berücksichtigung des Internationalen Pakts 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte in 
der Entwicklungszusammenarbeit. 

Das Bundesministerium für Fami lie, Senioren, Frauen 
und Jugend arbeitet seit Jahren eng mit Nichtregie-
rungsorganisationen zusammen. Dies gilt insbe-
sondere für die Vor- und Nachbereitung der 4. Welt-
frauenkonferenz. Die vom Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend im Februar 1996 
vorgestellten „ Strategien zur innerstaatlichen Um-
setzung der Pekinger Aktionsplattform" sind auf der 
Basis der Ergebnisse einer Nationalen Nachberei-
tungskonferenz, an der die Nichtregierungsorganisa-
tionen maßgeblich beteiligt waren, erarbeitet worden. 
Die Bundesregierung hat unter Federführung des 
Bundesministeriums für Fami lie, Senioren, Frauen und 
Jugend bei der Aufstellung des Arbeitsprogramms der 
Bundesregierung gegen Kindesmißbrauch, Kinder-
pornographie und Sextourismus, welches der inner-
staatlichen Umsetzung der Erklärung und des Ak-
tionsplans des Weltkongresses gegen die gewerbs-
mäßige sexue lle Ausbeutung von Kindern (27. bis 
31. August 1996 in Stockholm) dient, eng mit Nichtre-
gierungsorganisationen zusammengearbeitet. 

Frauen 

16. Setzt sich die Bundesregierung für die Ausarbei-
tung eines Fakultativprotokolls mit der Möglich

-

keit des Petitionsrechts zum Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau ein? (II 40) 

Im Zusammenhang mit dem Übereinkommen zur Be-
seitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
vom 18. Dezember 1979 (CEDAW) befaßt sich zur Zeit 
eine Arbeitsgruppe der Frauenrechtskommission in 
den Vereinten Nationen mit der Frage eines Zusatz-
protokolls zu CEDAW zur Begründung eines Indivi-
dualbeschwerdeverfahrens. Die Bundesregierung ar-
beitet konstruktiv in dieser Arbeitsgruppe mit. Zu klä-
ren sind noch verschiedene Problemkreise, so auch die 
Frage der Beschwerdefähigkeit der in diesem Über-
einkommen enthaltenen Bestimmungen und die Über-
schneidung mit Regelungen und Kontrollmechanismen 
anderer Menschenrechtsübereinkommen. 

17. Inwieweit werden systematische Vergewaltigun-
gen von Frauen in Kriegssituationen international 
als Kriegsverbrechen anerkannt, und welche Fo rt

-schritte sind ggf. nach Erkenntnissen der Bundes-
regierung bei der Ahndung dieser Verbrechen zu 
verzeichnen? 

In welcher Weise unterstützt die Bundesregierung 
Bemühungen, Täter zu ermitteln und strafrechtlich 
zu verfolgen? (I 28) 
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Systematische Vergewaltigungen von Frauen in 
Kriegssituationen sind bereits nach geltenden Vor-
schriften des Humanitären Völkerrechts verboten und 
als Kriegsverbrechen zu beurteilen. Hier sind insbe-
sondere die Vorschriften in Artikel 27 Abs. 2 des 
IV. Genfer Rotkreuz-Abkommens zum Schutze von Zi-
vilpersonen in Kriegszeiten von 1949 sowie in Arti-
kel 76 Abs. 1 des Zusatzprotokolls über den Schutz der 
Opfer in internationalen bewaffneten Konflikten von 
1977 (Zusatzprotokoll I) und in Artikel 4 Abs. 2 Buch-
stabe e des Zusatzprotokolls über den Schutz der Opfer 
nicht-internationaler bewaffneter Konflikte von 1977 
(Zusatzprotokoll II) zu nennen. Die XXVI. Inter-
nationale Rotkreuz-Konferenz, die vom 3. bis 7. De-
zember 1995 in Genf stattfand, hat in ihren Resolutio-
nen sexuelle Gewalt in bewaffneten Konflikten verur-
teilt und unterstrichen, daß Vergewaltigung während 
eines bewaffneten Konflikts ein Kriegsverbrechen dar-
stellt (Resolution PR/95/CI/3). 

Auch das Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
für das ehemalige Jugoslawien (Artikel 5 g) und das 
Statut des Internationalen Ruanda-Strafgerichtshofs 
(Artikel 3 g und Artikel 4 e) stellen die Vergewaltigung 
von Frauen ausdrücklich unter Strafe. Nach seinem 
Statut (Drucksache 13/57, S. 23 f.) ist der Internationale 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien u. a. 
befugt, Völkermord und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit zu verfolgen. Als Völkermord gilt nach 
Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe b des Statuts auch die Ver-
ursachung von schwerem körperlichen oder seelischen 
Schaden an Mitgliedern einer nationalen, ethnischen, 
rassischen oder religiösen Gruppe in der Absicht, diese 
Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören. Als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit gilt nach Arti-
kel 5 Buchstabe g auch die Vergewaltigung, die in be-
waffneten Konflikten gegen die Zivilbevölkerung ge-
richtet ist. Außerdem unterstützt die Bundesregierung 
die Bemühungen des Internationalen Strafgerichtshofs 
für das ehemalige Jugoslawien und seiner Anklagebe-
hörde durch Leistung von Rechtshilfe, Überstellung von 
Personen und Duldung von Verfahrenshandlungen des 
Gerichtshofs auf deutschem Boden. Die rechtlichen 
Grundlagen für diese Zusammenarbeit sind im Gesetz 
über die Zusammenarbeit mit dem Internationalen 
Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien vom 
10. April 1995 (BGBl. I S. 485) enthalten. Auf der 
Grundlage dieses Gesetzes besteht auch die Möglich-
keit, daß deutsche Stellen Rechtshilfe durch Vollstrek-
kung einer vom Gerichtshof verhängten Freiheitsstrafe 
leisten; die Bundesregierung hat nach Konsultation der 
Länder die grundsätzliche Bereitschaft der Bundes-
republik Deutschland erklärt, diese A rt  von Vollstrek-
kungshilfe zu leisten. 

Die Bundesregierung beteiligt sich innerhalb der Ver-
einten Nationen intensiv an den Vorarbeiten für das 
Statut eines Ständigen Internationalen Strafgerichts-
hofs. In diesem Zusammenhang befürwortet sie eine 
Verankerung der Strafbarkeit von Sexualverbrechen, 
einschließlich der Vergewaltigung von Frauen in 
Kriegssituationen. 

18. Was unternimmt die Bundesregierung zur Be-
kämpfung bzw. Eindämmung des internationalen 

Menschenhandels, durch den in zunehmendem 
Maße Mädchen und Frauen aus Ländern des Sü-
dens und aus Osteuropa nach Deutschland ge-
schleust und verschleppt werden? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß es 
durch die rasche Abschiebung der betroffenen 
Frauen aus Deutschland häufig an Zeuginnen fehlt, 
wenn es zum Prozeß gegen Menschenhändler 
kommt, und wie beurteilt sie ggf. dieses Problem? 

Welche faktischen und rechtlichen Maßnahmen 
sind zum Schutz von Zeuginnen vorgesehen? (I 18, 
II 38) 

Die Bundesregierung nimmt das Problem des Men-
schenhandels sehr ernst. Seit Öffnung der ehemals 
kommunistischen Staaten kommen die meisten der 
Opfer aus Mittel- und Osteuropa nach Deutschland. 
Fast alle Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschen-
handels liegen in der Zuständigkeit der Bundesländer, 
mit denen die Bundesregierung, insbesondere das 
Bundesministerium für Frauen, Senioren, Familie und 
Jugend, eng zusammenarbeitet. 

Die Zuständigkeiten der Bundesregierung liegen vor 
allem in der Bundesgesetzgebung und in der Koopera-
tion auf internationaler Ebene. Zur Verbesserung des 
strafrechtlichen Schutzes insbesondere ausländischer 
Frauen und Mädchen vor sexueller Ausbeutung, na-
mentlich vor den Gefahren der Zwangsprostitution, des 
Menschenhandels und des sogenannten „Heirats-
tourismus", wurde durch das 26. Strafrechtsände-
rungsgesetz (26. StrÄndG) vom 14. Juli 1992 (BGBl. I 
S. 1255), in Kraft getreten am 22. Juli 1992, ein neuer 
Straftatbestand gegen Menschenhandel eingeführt 
(§ 180b StGB) und der Straftatbestand des § 181 StGB 
(jetzt: Schwerer Menschenhandel) erweitert. Durch das 
am 22. September 1992 in Kraft getretene Gesetz zur 
Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und an-
derer Erscheinungsformen der Organisierten Krimi-
nalität - OrgKG - vom 15. Juli 1992 (BGBl. I S. 1302), in 
Kraft getreten am 22. September 1992, wurde das 
26. Strafrechtsänderungsgesetz in zwei wichtigen Be-
reichen ergänzt: 

Zum einen werden die mit dem OrgKG beschlossenen 
Maßnahmen zur Verbesserung des Zeugenschutzes 
(§ 68 StPO) auch von Menschenhandel betroffenen 
Frauen zugute kommen, die als Zeuginnen für die 
Durchführung der Hauptverhandlung wichtig sein 
können. Zum anderen sind die durch das OrgKG ein-
geführten neuen Rechtsinstitute der Vermögensstrafe 
und des Erweiterten Verfalls unter bestimmten Vor-
aussetzungen (gewerbs- oder bandenmäßiges Han-
deln) auch in den Fällen eines schweren Menschen-
handels nach § 181 StGB anwendbar (§ 181 c StGB). 
Damit werden die rechtlichen Möglichkeiten zur Ab-
schöpfung illegaler Gewinne aus Menschenhandel er-
heblich verbessert. Hinzuweisen ist ferner auf den 
Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität (Drucksache 13/8651), mit 
dem unter anderem die Möglichkeiten erweitert wer-
den sollen, organisiert vorgehenden Menschen-
händlern die finanziellen Ressourcen zu entziehen. Der 
Vortatenkatalog des § 261 Abs. 1 Satz 2 StGB, der be- 
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reits nach geltendem Recht Verbrechen gemäß § 181 
StGB (Schwerer Menschenhandel) einschließt, soll 
künftig auch Fälle des einfachen Menschenhandels 
nach § 180 b StGB einbeziehen (Artikel 1 Nr. 4 Buch-
stabe a des Entwurfs). Schließlich ist darauf hinzu-
weisen, daß die Bundesregierung nachdrücklich für 
eine Berücksichtigung des § 180 b StGB im Rahmen des 
Kataloges der nebenklagefähigen Delikte des § 395 
StPO eintritt; Fälle des schweren Menschenhandels 
nach § 181 StGB sind hier bereits nach geltendem 
Recht erfaßt (§ 395 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a StPO). Im 
Oktober 1994 wurden ferner im Rahmen des Verbre-
chensbekämpfungsgesetzes die ausländerrechtlichen 
Straftatbestände im Hinblick auf die i llegale Ein-
schleusung von Ausländern erheblich verschärft. Ins-
besondere die gewerbsmäßige oder bandenmäßige 
Einschleusung von Ausländern kann danach mit Frei-
heitsstrafen von bis zu 10 Jahren bestraft werden. Die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auch mit den 
Polizeidienststellen in den Herkunftsländern der ge-
handelten Frauen namentlich in bezug auf Mittel- und 
Osteuropa wird sowohl auf der Basis formeller Ab-
kommen als auch informell - durch Nutzung „kurzer 
Wege" - zwischen der Polizei und den Justizbehörden 
ständig weiter ausgebaut. 

Auf internationaler Ebene beteiligt sich die Bundesre-
gierung intensiv an der laufenden Diskussion zur Pro-
blematik des Menschenhandels. Auf der Ebene der EU 
wird die Kooperation bei der Bekämpfung des Frauen-
handels laufend verbessert, so durch die beschlossene 
Zuständigkeitserweiterung von EUROPOL auch für 
den Menschenhandel. Hinzu kommen die im Novem-
ber 1996 beschlossenen Maßnahmen der EU-Innen- 
und Justizminister und die Beschlüsse der euro-
päischen Konferenz zu Frauenhandel in Wien im Juni 
1996. Die EU-Innen-, Justiz-, Frauen- und Sozialmini-
ster/innen verabschiedeten am 26. April 1997 in Den 
Haag eine Erklärung mit einem Maßnahmenkatalog 
zur Bekämpfung des Frauenhandels. 

Die Bundesregierung beteiligt sich ferner an den 
Überlegungen des Europarates zu zielgerichteten Ak-
tivitäten auf seiner Ebene. Auch in den verschiedenen 
Gremien der VN, die sich unter unterschiedlichen 
Aspekten - so dem Gesichtspunkt der Sklaverei, der 
Arbeitsmigration, der Frauendiskriminierung (CE-
DAW), der Verbrechensverhütung und der Menschen-
rechtsverletzung - mit dem Frauenhandel befassen, 
arbeitet die Bundesregierung aktiv mit. 

Das Bundesministerium für Frauen, Senioren, Familie 
und Jugend befaßt sich seit vielen Jahren intensiv mit 
dem Frauenhandel und seinen Erscheinungsformen 
Zwangsprostitution, Heiratshandel und Prostitutions-
tourismus. Wissenschaftliche Studien und Unter-
suchungen, Modellvorhaben und Symposien sind 
hierzu durchgeführt worden, deren Ergebnisse und 
Erkenntnisse in die Gesetzgebung eingeflossen sind. 
Informationsbroschüren wurden frühzeitig erarbeitet. 
Neue Broschüren sind in Vorbereitung. Zur Be-
handlung aller bei der Bekämpfung des Frauenhandels 
durchzuführenden Maßnahmen der Strafverfolgung, 
der Prävention und des Opferschutzes hat die Bundes-
regierung am 27. Februar 1997 unter Leitung des Bun

-

desministeriums für Frauen, Senioren, Familie und 
Jugend eine spezielle Arbeitsgruppe Frauenhandel 
eingerichtet. In dieser Arbeitsgruppe sind alle zu-
ständigen Ministe rien des Bundes und der Länder so-
wie Nichtregierungsorganisationen vertreten. Ziel ist 
es, alle in diesem Zusammenhang auftretenden aus-
länderrechtlichen, polizeilichen, gerichtlichen und op-
ferbetreuenden Maßnahmen zu sichten, zu we rten und 
die unterschiedlichen fachspezifischen Sichtweisen 
zugunsten einer effektiven Bekämpfung des Frauen-
handels und einer optimalen Opferbetreuung zusam-
menzuführen. Die Verbesserung des Zeugenschutzes 
wird Gegenstand eingehender Erörterungen in der 
Arbeitsgruppe Frauenhandel sein. 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß es 
aufgrund rascher Abschiebungen der betroffenen 
Frauen in den entsprechenden Verfahren an Zeuginnen 
fehlt. Das geltende Ausländergesetz ermöglicht das 
Absehen von einer Abschiebung durch Erteilung einer 
Duldung für Frauen, die als Zeuginnen in Menschen

-

handelsverfahren zur Verfügung stehen sollen: Auf 
Veranlassung der Strafverfolgungsbehörden kann 
(abgesehen in den Fällen des § 55 Abs. 4 AuslG) eine 
Duldung gem. .555  Abs. 3, 4. Alte rnative AuslG gewährt 
werden, da an der Durchführung von entsprechenden 
Strafverfahren gegen Menschenhändler regelmäßig ein 
erhebliches öffentliches Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland besteht. Damit liegen die rechtlichen Vor-
aussetzungen für den vorübergehenden Verbleib 
potentieller Zeuginnen in der Bundesrepublik 
Deutschland vor. Darüber hinaus kann in begründeten 
Einzelfällen die Übernahme in bestehende Zeugen-
schutzprogramme in Betracht kommen. Die praktische 
Nutzung des bereits vorhandenen rechtlichen In-
strumentariums liegt aber in der ausschließlichen 
Zuständigkeit der Länder. Einer Änderung des Aus-
ländergesetzes bedarf es nicht. Eine teilweise gefor-
derte Umkehrung des Verfahrens (Ausländerbehörde 
hat bei der Strafverfolgungsbehörde nachzufragen, ob 
die Abzuschiebende als Zeugin eines Strafverfahrens 
benötigt wird), erscheint wenig praktikabel: Die ge-
nannte Vorschrift dient der Durchsetzung erheblicher 
öffentlicher Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land und nicht den individuellen (Bleibe-)Interessen der 
Betroffenen. Mithin ist eine Beschränkung auf Fälle der 
Prostitution nicht zu rechtfertigen; erhebliche öffent-
liche Interessen bestehen z. B. auch an der Strafverfol-
gung bei Fällen des Drogenhandels, der i llegalen 
Schleusung etc. Daher würde das angeregte Verfahren 
zu einer uferlosen Ausdehnung und letztlich in einer 
Vielzahl von Fällen zur Einleitung entsprechender Er-
mittlungsverfahren mit der Konsequenz der zumindest 
vorübergehenden Aussetzung der Abschiebung füh-
ren. 

19. Wie viele der Frauen, die in Deutschland einen 
Antrag auf Asyl stellen, geben geschlechts-
spezifische Verfolgung als Asylgrund an, und wel-
che Gründe sind dies im einzelnen? 

Wie viele der asylsuchenden Frauen erhalten auf-
grund geschlechtsspezifischer Verfolgung inzwi-
schen Asyl oder erfahren eine Duldung in der 
Bundesrepublik Deutschland? (I 23) 
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Eine statistische Erfassung und Auswertung der 
Fluchtgründe, die von asylsuchenden Ausländern im 
Rahmen der Anhörung zu ihren Asylbegehren vorge-
tragen werden, erfolgt durch das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge (Bundesamt) 
nicht. Dies gilt ungeachtet des Geschlechts für jeden 
Asylantrag. 

Nach den bei den Einzelentscheiderinnen und Einzel-
entscheidern vorliegenden allgemeinen Erkenntnissen 
gibt nur ein äußerst geringer Teil der Asylantragstel-
lerinnen bei der Anhörung im Bundesamt an, frauen-
spezifische Formen der Verfolgung erlitten zu haben. 
Werden entsprechende Angaben gemacht, bezieht 
sich der Vortrag der Asylbewerberinnen überwiegend 
auf erlittene sexue lle Nötigung oder Gewalt und auf 
Verfolgung aus soziokulturellen Gründen, z. B. Verstoß 
gegen die Bekleidungsvorschriften. 

Aus den dargelegten Gründen liegen der Bundesre-
gierung keine Angaben darüber vor, wie viele asyl-
suchende Frauen aufgrund geschlechtsspezifischer 
Verfolgung Asyl erhalten. 

Gleiches gilt bei asylsuchenden Frauen für ggf. Fest-
stellungen des Bundesamtes von Abschiebungsver-
boten/-hindernissen gemäß §§ 51, 53 AuslG und ent-
sprechend den in diesen Fällen von den zuständigen 
Ausländerbehörden gemäß §§ 70 AsylVfG, 55 AuslG zu 
erteilenden Aufenthaltsbefugnissen bzw. Duldungen. 
Auch die Länder führen bei sonstigen Ausländern für 
ihren Zuständigkeitsbereich keine entsprechend ge-
sonderten Statistiken. 

Kinder 

20. Wie weit sind die Bemühungen vorangeschritten, 
mit Staaten, die von Sextourismus und Kinder-
prostitution besonders betroffen sind, Rechtshilfe-
abkommen abzuschließen, um damit eine Zusam-
menarbeit bei der Strafverfolgung und der Ermitt-
lung gegen deutsche Täter zu ermöglichen? 

Gibt es Überlegungen bzw. Ansätze der Bundes-
regierung im präventiven Bereich, zum Beispiel in 
Richtung einer bundesweiten Aufklärungs-
kampagne zu Sextourismus und Kinderprostitu-
tion durch die zuständigen Bundesministerien? (I 
18, 21, II 48, 49) 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Erkennt-
nissen sind weiterhin Thailand, die Philippinen, S ri 

 Lanka und Brasilien als Hauptzielländer des soge-
nannten „Kindersextourismus" Deutscher zu nennen. 
Eine Ausdehnung in Richtung Osteuropa ist zu ver-
zeichnen, wobei hier vorrangig Tschechien, Polen und 
Ungarn betroffen sind. 

Mit den polnischen, tschechischen und ungarischen 
Strafverfolgungsbehörden hat sich ein intensiver und 
effizienter Rechtshilfeverkehr auf der Grundlage des 
Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen (EuRHÜbk) vom 20. April 1959 entwickelt. 
Bereits seit Jahren bestehen mit diesen Ländern infor-
melle Absprachen zur Vereinfachung des Geschäfts-
weges. Die weitreichendste Absprache konnte mit Po-
len getroffen werden. Hier besteht seit 1993 der un

-

mittelbare Rechtshilfeverkehr zwischen den deutschen 
und polnischen Gerichten und Staatsanwaltschaften. 
Die mit der ehemaligen Tschechoslowakei im Jahre 
1992 getroffenen Geschäftswegabsprachen gelten im 
Verhältnis zu Tschechien fo rt . Zwischen den deutschen 
und tschechischen Gerichten vollzieht sich der Rechts-
hilfeverkehr unmittelbar. Für die Übermittlung staats-
anwaltlicher Ersuchen konnte zunächst nur der Weg 
zwischen den deutschen Staatsanwaltschaften und der 
obersten Staatsanwaltschaft in Prag vereinbart werden. 
Nachdem nunmehr im tschechischen Recht die ent-
sprechenden Voraussetzungen geschaffen worden 
sind, soll der direkte Rechtshilfeverkehr zwischen den 
deutschen und allen tschechischen Staatsanwalt-
schaften eröffnet werden. Die hierzu erforderliche 
Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium der 
Justiz und dem tschechischen Justizministerium steht 
kurz vor ihrem Abschluß. 

Für den Rechtshilfeverkehr mit Ungarn wurde in der 
informellen Absprache aus dem Jahre 1991 festgelegt, 
daß gerichtliche Rechtshilfeersuchen zwischen dem 
Bundesministerium der Justiz und dem ungarischen 
Justizministerium, staatsanwaltliche Rechtshilfeersu-
chen zwischen den deutschen Generalstaatsanwalt-
schaften und der ungarischen Generalstaatsanwalt-
schaft übermittelt werden. 

Es ist beabsichtigt, mit Tschechien, Polen und Ungarn 
bilaterale Verträge zur Ergänzung des EuRHÜbk und 
zur Erleichterung seiner Anwendung abzuschließen. 
Die Vertragsentwürfe sehen den unmittelbaren 
Rechtshilfeverkehr zwischen den Staatsanwaltschaften 
und Gerichten vor. Die Vertragsverhandlungen mit 
Tschechien sind am weitesten gediehen und stehen 
kurz vor ihrem Abschluß. 

Der Rechtshilfeverkehr mit Tha iland, Sri. Lanka und 
den Philippinen erfolgt weiterhin vertraglos. Mit Ver-
tretern der Generalstaatsanwaltschaft Thailands hat 
die Bundesregierung im Jahre 1995 mündlich eine Ab-
sprache zur Vereinfachung des Geschäftsweges bei der 
Übermittlung von Rechtshilfeersuchen getroffen. Ein 
Notenwechsel, durch den diese Absprache förmlich 
bestätigt werden soll, wird von der Bundesregierung 
vorbereitet. 

Auch in bezug auf die Philippinen ist ein Notenwechsel 
zur Vereinfachung des Geschäftsweges beabsichtigt. 
Die Vorabklärung, ob philippinischerseits hierzu die 
Möglichkeit besteht und ein entsprechendes Interesse 
vorliegt, ist noch nicht abgeschlossen. 

Im Verhältnis zu Sri  Lanka ist eine solche Vereinfa-
chung des Geschäftswegs nicht möglich. Das srilanki-
sche Justizministerium befaßt sich nicht mit Rechts-
hilfeersuchen fremder Staaten. 

Die Zuständigkeit hierfür liegt vielmehr beim „legal 
advisor" des srilankischen Außenministeriums. 

Gegenwärtig wird in bezug auf einige außereuro-
päische Staaten - auch vor dem Hintergrund des sog. 
„Kindersextourismus" - erneut geprüft, ob und inwie-
weit der Abschluß bilateraler Rechtshilfeverträge zur 
Verbesserung strafrechtlicher Zusammenarbeit not-
wendig und möglich ist. 
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Einzelheiten über Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Förderung einer engeren internationalen Zusam-
menarbeit im Bereich des Sextourismus und der Kin-
derprostitution ergeben sich des weiteren aus dem Ar-
beitsprogramm der Bundesregierung gegen Kindes-
mißbrauch, Kinderpornographie und Sextourismus 
vom Juli 1997 (Ziffer 12, S. 28 ff.). 

Einen Überblick über die Aufklärungs- und Informa-
tionskampagnen der Bundesregierung gibt die Ziffer 3 
(S. 13 f.) des Arbeitsprogramms der Bundesregierung. 

21.. Welche nationalen und internationalen Me-
chanismen und Programme zur Verteidigung und 
zum Schutze des Kindes, auch in bezug auf 
Flüchtlingskinder und vertriebene Kinder, gibt es, 
und wie werden sie im einzelnen von der Bundes-
regierung unterstützt? 

Nach welchen Kriterien will die Bundesregierung 
über die in ihrem ersten Bericht an die Vereinten 
Nationen zur Einhaltung des „Übereinkommens 
über die Rechte des Kindes" zugesicherte aufge-
schlossene, humane und beschleunigte Bearbei-
tung von Anträgen zur Familienzusammenfüh-
rung entscheiden? (I 21) 

Die Bundesregierung unterstützt die weltweite Arbeit 
des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen (UNI-
CEF) mit Finanzbeiträgen zu den allgemeinen Pro-
grammen und fördert gezielt Einzelprojekte. Die Bun-
desregierung setzt sich als Mitglied des Exekutivrats 
von UNICEF nachdrücklich dafür ein, daß die verstärkt 
kinderrechtsorientierte Arbeit der Organisation zu 
einem ihrer Schwerpunkte ausgebaut wird. Hierzu ge-
hört sowohl die globale „Advocacy Rolle" der UNICEF 
(Beratung von Regierungen mit dem Ziel kinder-
rechtsorientierter nationaler Programme), als auch der 
Ausbau von UNICEF-Programmen zur Bekämpfung 
der Kinderarbeit und der sexuellen Ausbeutung von 
Kindern in Zusammenarbeit mit anderen internatio-
nalen Organisationen. 

UNICEF fördert spezielle Programme für Flücht-
lingskinder und unbegleitete Minderjährige, insbe-
sondere im Gebiet der Großen Seen. Auf der Grund-
lage eines „Memorandum of Understanding", erfolgt 
die Projektarbeit in enger Abstimmung mit dem eben-
falls von der Bundesregierung finanziell unterstützten 
UNHCR. Durch maßgebliche Mitwirkung der Bundes-
regierung verabschiedete das 48. Exekutivkomitee des 
UNHCR am 17. Oktober 1997 eine Entschließung zu 
den Grundsätzen des Schutzes von Flüchtlingskindern 
und Minderjährigen. Im Bereich der Bekämpfung aus-
beuterischer Kinderarbeit ist vor allem auf das von der 
IAO auf Anregung der Bundesregierung durch-
geführte zunächst ausschließlich und auch heute noch 
überwiegend von Deutschland finanzierte Inter-
nationale Programm zur Beseitigung der Kinderarbeit 
(IPEC) zu verweisen (Einzelheiten s. Bericht der Bun-
desregierung über Kinderarbeit in der Welt, Druck-
sache 13/1079, S. 20 ff.). Anläßlich des VN-Weltgipfels 
für soziale Entwicklung (Kopenhagen 1995) hat die 
Bundesregierung beschlossen, die ursprünglich auf 
.fünf Jahre bef ristete Förderung dieses Programms (bis 
zu 10 Mio. DM pro Jahr) um weitere fünf Jahre zu ver

-

längern. Die Bundesregierung wirkt aktiv in den Gre-
mien der IAO an den Bemühungen zur Ausarbeitung 
eines neuen Übereinkommens zur Beseitigung be-
sonders unerträglicher Formen der Kinderarbeit mit. 

Rechte besonderer Zielgruppen 

22. Welche Bemühungen sind auf der Ebene der Ver-
einten Nationen im Nachgang zur Menschen-
rechtsweltkonferenz unternommen worden, um 
„die Rechte der Angehörigen von Minderheiten, 
wie sie in der Erklärung über die Rechte von Ange-
hörigen nationaler oder ethnischer, religiöser und 
sprachlicher Minderheiten festgelegt sind, auf 
wirksame Weise zu fördern und zu schützen" , und 
welchen Beitrag leistet die Bundesregierung 
hierzu? 

Ist das Menschenrechtszentrum in die Lage ver-
setzt worden, „auf Ersuchen der betreffenden Re-
gierungen und im Rahmen seines Programms der 
Beratenden Dienste und der technischen Hilfe 
qualifiziertes Fachwissen über Minderheitenfra-
gen und Menschenrechte sowie über die Verhü-
tung und Beilegung von Streitigkeiten zur Verfü-
gung zu stellen, um dadurch in bereits bestehen-
den oder möglichen Situationen, die Minderheiten 
betreffen, Hilfe zu leisten"? (II 25) 

Die Bundesregierung mißt dem Ausbau der völker-
rechtlichen Schutzmechanismen für nationale sowie 
ethnische, sprachliche und religiöse Minderheiten 
einen hohen Stellenwert bei. Angesichts der Ver-
schiedenartigkeit von Minderheitenkonstellationen 
weltweit betrachtet die Bundesregierung eine regio-
nale Herangehensweise als den am ehesten ge-
eigneten Weg zur Erarbeitung von Lösungsansätzen im 
Bereich des Schutzes nationaler sowie ethnischer, 
sprachlicher und religiöser Minderheiten. Vor diesem 
Hintergrund unterstützt die Bundesregierung die Ak-
tivitäten der OSZE, des Europarats und des Ostseerats 
zum Ausbau der entsprechenden Schutzmechanismen 
in Europa und im angrenzenden Raum mit Vorrang. 
Des weiteren wird die Politik der Bundesregierung in 
wesentlichen Teilen auch durch die Tatsache bestimmt, 
daß Deutschland zum einen die Heimat nationaler 
Minderheiten ist, und daß sich zum anderen eine große 
Anzahl von Menschen in verschiedenen Regionen der 
Welt aufgrund ihrer Abstammung von deutsch-
sprachigen Vorfahren Deutschland in besonderer 
Weise verbunden fühlt. Dies spiegelt sich auch in den 
bilateralen Verträgen Deutschlands mit der ehe-
maligen UdSSR, Polen, der ehemaligen Tsche-
choslowakei (mittlerweile übergeleitet auf die Nach-
folgestaaten), Ungarn, Rumänien, Kasachstan und der 
Ukraine wider, die Artikel enthalten, in denen die 
Rechte der deutschsprachigen Minderheiten auf Be-
wahrung und Entwicklung der eigenen Identität, 
Sprache und Kultur völkerrechtlich verbindlich fest-
geschrieben wurden. 

Das Büro des Hochkommissars für Menschenrechte 
(ehem. VN-Menschenrechtszentrum) hat im Rahmen 
seines Programms der Beratenden Dienste und Tech-
nischen Zusammenarbeit eine Reihe von Maßnahmen 
im Bereich des Schutzes und der Förderung von Min-
derheiten durchgeführt, darunter Beratungspro- 



Drucksache 13/9595 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

gramme zugunsten der eingeborenen Bevölkerung in 
Guatemala und der russischen Minderheit in Lettland 
sowie ein Expertentreffen im Oktober 1997 mit dem 
Ziel abgehalten, die Neuauflage eines Handbuchs über 
Menschenrechte, Minderheiten und Konfliktlösung zu 
erarbeiten. 

23. Wie weit sind die Bemühungen der Bundesregie-
rung gediehen, den Entwurf einer Erklärung über 
die Rechte eingeborener Bevölkerungen in der 
Fassung voranzutreiben, wie sie von der Arbeits-
gruppe der VN für indigene Bevölkerungen erar-
beitet wurde? 

Unterstützt die Bundesregierung in diesem Zu-
sammenhang die Erneuerung und Aktualisierung 
des Mandats der Arbeitsgruppe, und welche An-
strengungen unternimmt sie, um die Aktivitäten 
des VN-Menschenrechtszentrums durch Verstär-
kung personeller und finanzieller Ressourcen für 
die Belange eingeborener Bevölkerungen zu ver-
bessern? (II 29) 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Förde-
rung und der Schutz der Rechte eingeborener Be-
völkerungen einen wichtiger Beitrag zur politischen 
und sozialen Stabilität der Staaten, in denen einge-
borene Bevölkerungen leben, darstellt. In diesem 
Sinne hat die Bundesregierung die Ausrufung des In-
ternationalen Jahrzehnts der eingeborenen Bevölke-
rungen der Welt (1994 bis 2004) durch die Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen am 18. Februar 1994 
(Resolution 48/163) unterstützt. Ziel der Dekade ist es, 
die internationale Zusammenarbeit bei der Ver-
besserung der Lebensverhältnisse eingeborener Be-
völkerungen mit Schwerpunkten in den Bereichen 
Achtung der Menschenrechte, Schutz der natürlichen 
Umwelt, Entwicklungszusammenarbeit, Bildung und 
Gesundheitswesen zu verbessern. 

In Übereinstimmung mit den von den Vereinten Natio-
nen aufgestellten Grundsätzen und Zielen des Inter-
nationalen Jahrzehnts setzt sich die Bundesregierung 
auf vielfältige Art  und Weise für den Schutz und die 
Stärkung eingeborener Bevölkerungen ein. 

Die Bundesregierung unterstützt die Arbeit der von der 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 
mit Resolution 1995/32 eingesetzten Arbeitsgruppe zur 
Erarbeitung einer „Erklärung der Vereinten Nationen 
über die Rechte eingeborener Bevölkerungen" und 
hofft, daß im weiteren Verlauf der Tagungen der Ar-
beitsgruppe Möglichkeiten gefunden werden, gegen-
wärtig noch offene Fragen in konstruktiver Weise zu 
klären und bei der Erarbeitung eines konsensfähigen 
Textes zu substantiellen Fortschritten zu gelangen. 

Sie begrüßt das im Rahmen des Internationalen Jahr-
zehnts diskutierte Vorhaben der Einrichtung eines 
„Permanenten Forums der Eingeborenen Völker" im 
Rahmen der Vereinten Nationen. 

Ferner verfolgt sie mit Interesse die Arbeit der von der 
Unterkommission der Vereinten Nationen für Dis-
kriminierungsverhütung und Minderheitenschutz ein-
gesetzten Arbeitsgruppe zur Entwicklung völker-
rechtlicher Standards zum Schutz der Rechte einge

-

borener Bevölkerungen und zur Bewahrung ihrer 
überlieferten sozialen, kulturellen, religiösen und gei-
stigen Werte und Gepflogenheiten sowie der Unver-
sehrtheit ihres Eigentums, ihrer Einrichtungen und ih-
rer Umwelt. 

24. Welche nationalen oder internationalen Projekte 
zur Erforschung von Ursachen und Auswirkungen 
der Flüchtlings- und Vertriebenenströme gibt es 
nach Erkenntnissen der Bundesregierung, und in 
welcher Weise beteiligt sich die Bundesregierung 
ggf. daran? (I 23) 

Im nationalen Bereich engagieren sich eine Vielzahl 
von Stiftungen und Forschungseinrichtungen bei der 
Erforschung der Ursachen und Auswirkungen von 
Flüchtlings- und Vertriebenenströmen, so zum Beispiel 
die Stiftung Wissenschaft und Politik und die Otto-Be-
necke-Stiftung. Im internationalen Bereich ist insbe-
sondere auf die Internationale Organisation für Migra-
tion und den UNHCR zu verweisen. Die oben genann-
ten Organisationen und Stiftungen werden von der 
Bundesregierung in ihrer Arbeit unterstützt. 

Menschenrechte in Deutschland 

25. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes-
regierung, um Erscheinungen von Ausländer-
feindlichkeit und Intoleranz in Deutschland zu 
überwinden? (I 15, 30, II 19, 20, 21) 

Die Bundesregierung räumt der Prävention von Frem-
denfeindlichkeit, Extremismus und Gewalt einen be-
sonderen Stellenwert ein. Diesbezüglich werden im 
Rahmen der politischen Bildung, der geistig-politi-
schen Auseinandersetzung im Bereich der Inneren Si-
cherheit, der Jugendpolitik etc. seit langem eine Viel-
zahl von Maßnahmen durchgeführt. Insbesondere sind 
hier zu nennen: 

Offensive gegen Gewalt und Fremdenfeindlichkeit 

Auf Beschluß der Bundesregierung vom 2. Dezember 
1992 wurden alle Maßnahmen und Planungen der 
Bundesregierung gegen Fremdenfeindlichkeit, Gewalt 
und Extremismus in einer „Offensive gegen Gewalt 
und Fremdenfeindlichkeit" zusammengefaßt. Im Hin-
blick auf die präventiven Maßnahmen befaßt sich der 
Bericht mit Gewaltproblemen junger Menschen, Ju-
gendarbeit, Bildung, Aufklärungskampagnen gegen 
Extremismus und Fremdenfeindlichkeit. Der Bericht 
liegt seit Mai 1997 in aktualisierter Form vor. Er zeigt 
auf, daß die Bundesregierung frühzeitig mit vielfältigen 
Maßnahmen gegen Fremdenfeindlichkeit, Extremis-
mus und Gewalt reagie rt  hat. 

Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Antisemitismus und Intoleranz im Europarat 

Die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten 
des Europarats haben bei ihrem 1. Gipfeltreffen im 
Oktober 1993 in Wien einen Aktionsplan zur Bekämp-
fung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Anti- 
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semitismus und Intoleranz beschlossen. Mit ihm wurde 
u. a. die Europäische Kornmission gegen Rassismus 
und Intoleranz (ECRI) geschaffen. Aufgabe dieser 
Kommission ist es, die Gesetzgebung und andere 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet auf 
ihre Wirksamkeit hip zu untersuchen, weitere Maß-
nahmen vorzuschlagen, allgemeine Empfehlungen zu 
formulieren und die internationalen Instrumente dar-
aufhin zu untersuchen, ob sie verbessert werden kön-
nen. Die Kommission hat systematisch umfangreiches 
rechtsvergleichendes Material gesammelt. Ein Netz-
werk von Forschungseinrichtungen ist geplant, eine 
Datenbank eingerichtet. In einer veröffentlichten 
Sammlung hat ECRI praktische Maßnahmen darge-
stellt, welche die Mitgliedstaaten zur Bekämpfung von 
Rassimus und Fremdenfeindlichkeit ergriffen haben. 
Die Untersuchungen der Verhältnisse in den Mit-
gliedstaaten durch Arbeitsgruppen von ECRI, denen 
jeweils Vertreter anderer Mitgliedstaaten angehören, 
ist weit fortgeschritten. Die Kommission hat ferner zwei 
allgemeine Empfehlungen mit Grundsätzen zur Be-
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
sowie für die Einrichtung besonderer nationaler Stellen 
erarbeitet. Auf ihren Vorschlag, das Diskrimierungs-
verbot des Artikels 14 der EMRK zu verstärken, wird im 
Ministerkomitee des Europarats diskutiert, ob ein ent-
sprechendes Zusatzprotokoll zur EMRK erarbeitet 
werden sollte. 

Aufklärungskampagne gegen Extremismus, Fremden-
feindlichkeit und Gewalt unter dem Motto „FAIR-
STÄNDNIS - Menschenwürde achten - Gegen Frem-
denhaß" 

Die gemeinsame Aufklärungskampagne der Innen-
minister von Bund und Ländern wurde im März 1993 
auf den Weg gebracht. Speziell Jugendliche, aber auch 
die gesamte Öffentlichkeit werden über das Entstehen, 
die Hintergründe und das Ausmaß von Rechts-
extremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt infor-
miert. Gleichzeitig werden insbesondere Jugendliche 
motiviert, über ihr Verhalten gegenüber Fremden 
nachzudenken und Möglichkeiten zu suchen, wie Ge-
walt und Fremdenfeindlichkeit begegnet werden 
kann. 

Im Rahmen der Kampagne wurden Aufklärungs- und 
Werbematerialien, wie Schüler- und Lehrerhefte „Halt! 
Keine Gewalt", Heft für Jugendliche „basta - Nein zur 
Gewalt", Computerspiele, Poster sowie weitere Wer-
bemittel produziert und verteilt, Anzeigen in Jugend-
zeitschriften geschaltet und Fernsehspots gegen Frem-
denfeindlichkeit ausgestrahlt. Konzeption und Koor-
dinierung erfolgten durch das Bundesministerium des 
Innern, um eine einheitliche und flächendeckende 
Wirkung der Kampagne in Deutschland zu gewähr-
leisten. Seit dem Beginn der Kampagne wurden mehr 
als 10 Mio. DM von Bund und Ländern jeweils hälftig 
aufgebracht. 

Durch alle diese Maßnahmen, die Wachsamkeit in der 
Bevölkerung, konsequentes Einschreiten der Polizei 
und konsequente Strafverfolgung ist es gelungen, die 
Zahl der bekanntgewordenen rechtsextremistischen 
Gewalttaten von 1993 bis 1996 von 2 232 auf 781 - also 
um 65 % - und die Zahl angezeigter Gewalttaten mit 

fremdenfeindlichem Hintergrund in diesem Zeitraum 
von 1 609 auf 441 - also um 72 % - zu senken. Ex-
tremismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt bleiben 
aber bedrohlich. Dies zeigt sich auch da rin, daß die 
rechtsextremistisch motivierten Gewalttaten in den er-
sten 9 Monaten des Jahres 1997 im Vergleich zum ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum erstmals seit 1993 
wieder angestiegen sind. Insbesondere in den neuen 
Ländern bleibt der Rechtsextremismus Schwerpunkt 
der politischen Auseinandersetzung. Deshalb bleiben 
begleitende Maßnahmen im präventiven Bereich un-
erläßlich. Aus diesem Grund wird auch die  „FAIR-
STÄNDNIS " -Kampagne im Jahre 1998 fortgesetzt. 

Verfassungsschutzbericht, Broschüren, Seminare/ 
Fachtagungen 

Vom Bundesministerium des Innern wird jährlich der 
Verfassungsschutzbericht herausgegeben, der der 
Aufklärung der Öffentlichkeit über extremistische Be-
strebungen in der Bundesrepublik Deutschland dient. 
Weiterhin werden Broschüren zu den Themen Frem-
denfeindlichkeit, Extremismus und Gewalt, insbe-
sondere die Reihe „Texte zur Inneren Sicherheit" vom 
Bundesministerium des Innern herausgegeben. Vom 
Bundesministerium des Innern werden jährlich ca. 
zehn Seminare für Multiplikatoren und eine gesell-
schaftspolitische Fachtagung zu aktuellen Themen der 
inneren Sicherheit veranstaltet. 

Initiierung und Auswertung von Forschungsvorhaben 

Mit der Initiierung und Auswertung von Forschungs-
vorhaben zu Themen der inneren Sicherheit werden 
Handlungsoptionen für die Politik gewonnen. So 
wurde beispielsweise mit dem vom Bundesministerium 
des Innern in Auftrag gegebenen Forschungsvorhaben 
der Universität Trier „Analyse fremdenfeindlicher 
Straftäter" eine erste systematische Auswertung der im 
Zeitraum 1. Mai 1992 bis 31. Dezember 1993 er-
hobenen Daten über alle ermittelten fremdenfeind-
lichen Tatverdächtigen vorgenommen und damit eine 
wesentliche Voraussetzung für wirkungsvolle politi-
sche Gegenmaßnahmen geschaffen. 

Aktionsprogramm gegen Aggression und Gewalt 

Mit diesem Programm wurden im Jahr 1992 bis 1996 
von der Bundesregierung (Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend) eine Vielzahl von 
gewaltmindernden und gewaltpräventiven Maß-
nahmen der Jugendarbeit und Freizeitgestaltung in 
den neuen Ländern mit fast 90 Mio. DM unterstützt. 

Maßnahmen im Rahmen des „Europäischen Jahres ge-
gen Rassismus (1997) " 

Die Bundesregierung mißt dem von der EU aus-
gerufenen „Europäischen Jahr gegen Rassismus" eine 
große Bedeutung bei der europaweiten Bekämpfung 
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz 
zu. Sie hat sich im Rahmen dieses Jahres stark enga-
giert. Mit der Umsetzung dieser Initiative in Deutsch-
land wurde am 7. Oktober 1996 ein „Nationaler Koor-
dinierungsausschuß " beauftragt, dem sowohl Ver-
treterinnen und Vertreter von Regierungsorganisatio-
nen als auch von Nichtregierungsorganisationen an- 
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gehören. Der Vorsitz liegt beim Bundesministerium des 
Innern. Bundesministerien und andere Bundes-
behörden haben eine Vielzahl von Projekten durch-
geführt, die auf die Gefahren von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit aufmerksam machen und zei-
gen, wie solche Phänomene überwunden werden kön-
nen. Seitens des Bundesministeriums des Innern wur-
den vor allem in Kooperation mit der Deutschen Spo rt

-jugend die Ideen des Europäischen Jahres mittels 
13 000 T-Shirts mit dem Slogan dieses Jahres in den 
Sportbereich, insbesondere in den neuen Ländern, 
transportiert sowie ein Poster mit dem Motto „Sportler 
gegen Rassismus - Und Du?" produziert, das in einer 
Auflage von 200 000 Exemplaren bundesweit breit ge-
streut wird. Der Dialog zwischen dem Staat und Nicht-
regierungsorganisationen im Nationalen Koordi-
nierungsausschuß soll auch nach Ablauf des „Euro-
päischen Jahres gegen Rassismus" fortgesetzt werden. 

Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
in der EU 

Der Europäische Rat in Korfu hat 1994 aufgrund einer 
gemeinsamen deutsch-französischen Initiative von 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und Staatspräsident 
François Mitterrand die Einrichtung einer Beratenden 
Kommission „Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in 
der EU" beschlossen. Diese Kommission aus unab-
hängigen Persönlichkeiten arbeitet seit 1994 und hat in 
zwei ausführlichen Berichten we rtvolle Anregungen 
geliefert. Die Europäische Union hat im Juni 1997 die 
Einrichtung einer Europäischen Stelle zur Beobach-
tung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Wien 
beschlossen. Sie hat die Aufgabe, die Phänomene Ras-
sismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus zu 
beobachten und zu analysieren sowie die Gemein-
schaftsorgane und Mitgliedstaaten über die Ergebnisse 
ihrer Arbeit zu unterrichten. Die Beobachtungsstelle 
wird eng mit wissenschaftlichen Instituten, Nichtregie-
rungsorganisationen und internationalen Organisatio-
nen, insbesondere mit dem Europarat, zusammen-
arbeiten. Die EU hat 1996 eine gemeinsame Maß-
nahme verabschiedet, mit der die Zusammenarbeit 
zwischen ihren Mitgliedstaaten bei der Strafverfolgung 
rassistischer und fremdenfeindlicher Vergehen ver-
bessert wird. Wie bereits oben erwähnt, hat die EU das 
Jahr 1997 zum „Europäischen Jahr gegen Rassismus" 
erklärt und damit die Aufgabe der Bekämpfung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit als politische 
Priorität hervorgehoben. Ziel des Jahres ist es, durch 
Austausch und Zusammenarbeit die Bemühungen aller 
Beteiligten in den Mitgliedstaaten und Institutionen 
der EU bei der Verhütung und Bekämpfung von Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit zu verstärken. Im 
Vertrag von Amsterdam wird die Verhütung und Be-
kämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
als Ziel der EU vertraglich verankert. 

Der Rat erhält die Befugnis, Vorkehrungen zu treffen, 
um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Zugehörigkeit, der Re ligion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen. 

26. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie-
rung aus dem Bericht des Sonderberichterstatters 
der Vereinten Nationen gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, der die Bundesrepublik 
Deutschland im September 1995 besucht hat? 

Hat die Bundesregierung die Abgabe einer Erklä-
rung nach Artikel 14 des Internationalen Überein-
kommens zur Beseitigung jeder Form von Rassen-
diskriminierung erwogen, mit der die Möglichkeit 
der Individualbeschwerde zu diesem Überein-
kommen geschaffen wird, und zu welchem Er-
gebnis ist sie ggf. gekommen? (II 21) 

Die Bundesregierung sieht sich durch die im Bericht 
des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen 
gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit aus-
gesprochene Würdigung ihrer Anstrengungen zur 
Prävention von Ausländerfeindlichkeit in ihrer Politik 
bestätigt. Es entspricht auch einem besonderen An-
liegen des Sonderberichterstatters, daß die Bundesre-
gierung nachhaltig bemüht ist, Diskriminierungen an-
hand gesetzlicher Maßgaben vorbeugend zu be-
gegnen. Diese Aufgabe wird in weitem Umfang durch 
die unmittelbar anwendbaren und durchsetzbaren 
Verfassungsvorschriften über die Gleichbehandlung, 
durch die allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften, 
durch verwaltungsrechtliche Regelungen sowie durch 
den in Deutschland jedermann zur Verfügung stehen-
den umfassenden Rechtsschutz erfüllt. Der straf-
rechtliche Schutz vor Diskriminierungen ist 1994 er-
heblich ausgeweitet worden, indem der Tatbestand der 
Volksverhetzung geändert wurde und der bisherige 
Straftatbestand der Aufstachelung zum Rassenhaß zu 
einem allgemeinen Antidiskriminierungs-Tatbestand 
erweitert und mit einer höheren Strafdrohung versehen 
wurde. Die Schutzmaßnahmen beschränken sich 
jedoch nicht nur auf das Strafrecht: So sind z. B. im 
Versicherungsrecht Prämienkalkulationen unter dem 
Gesichtspunkt der Staatsangehörigkeit ausdrücklich 
untersagt. Gastwirten, die Personen wegen ihrer Haut-
farbe, Rasse, Herkunft oder Nationalität vom Besuch 
der Gaststätte ausschließen, kann die Gaststättenkon-
zession entzogen werden. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Sonderbericht-
erstatter darin überein, daß die Lage der früheren Ver-
tragsarbeitnehmer der ehemaligen DDR (ca. 10 000 
Personen vor allem aus Vietnam, Angola und Mo-
sambik) verbesserungswürdig war. Diesen Personen 
war zwar mit Beschluß der Innenministerkonferenz 
vom 14. Mai 1993 unter bestimmten Voraussetzungen 
ein Bleiberecht, verbunden mit der Erteilung von Auf-
enthaltsbefugnissen, eingeräumt worden. Bei der Be-
rechnung der für die Erteilung einer unbef risteten 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen vor-
gesehenen 8-Jahres-Frist zählten jedoch nach der bis-
herigen Rechtslage die vor der Wiedervereinigung in 
der ehemaligen DDR zugebrachten Zeiten recht-
mäßigen Aufenthalts nicht mit, was vielfach als nicht 
gerechtfertigte Schlechterstellung der Vertragsarbeit-
nehmer gegenüber ausländischen Arbeitnehmern in 
den alten Bundesländern verstanden wurde. Die im 
Herbst 1997 in Kraft getretene Gesetzesnovelle zum 
Ausländergesetz sieht daher vor, daß die in der ehe-
maligen DDR verbrachten Zeiten rechtmäßigen Auf- 
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enthalts auf die 8-Jahres-Frist angerechnet werden, so 
daß die Betroffenen künftig leichter eine unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis erhalten können. 

Die Bundesregierung hat sich im Menschenrechtsbe-
reich einer sehr weitgehenden internationalen Kon-
trolle unterworfen. Individualbeschwerden sind bereits 
nach der Europäischen Menschenrechtskonvention 
sowie nach dem Fakultativprotokoll zu dem Inter-
nationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
vom 19. Dezember 1966 möglich. Daneben nimmt 
Deutschland in zahlreichen Fällen zu Beschwerden 
einzelner Personen auf der Grundlage der Resolution 
1503 des Wirtschafts- und Sozialrats der Vereinten Na-
tionen Stellung. Die Einrichtung einer weiteren Be-
schwerdemöglichkeit nach Artikel 14 des Inter-
nationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung dürfte kaum zu einer 
wesentlichen Verbesserung des bestehenden inter-
nationalen Kontrollsystems beitragen. Die Vielfalt be-
stehender internationaler Beschwerdewege könnte 
zudem zu einer Unübersichtlichkeit des Kontroll-
systems im Menschenrechtsbereich und zu einer Pa-
rallelprüfung gleicher Beschwerden durch ver-
schiedene Organe mit unterschiedlichen, möglicher-
weise auch widersprüchlichen Ergebnissen führen. Im 
Fall  des Internationalen Übereinkommens zur Beseiti-
gung jeder Form von Rassendiskriminierung ist zudem 
zu berücksichtigen, daß das in dessen Artikel 14 vor-
gesehene Kontrollsystem verhältnismäßig schwach 
ausgeprägt ist. Im Unterschied zu früheren Empfeh-
lungen hat der Ausschuß nach dem Internationalen 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Ras-
sendiskriminierung im Anschluß an die Erörterung des 
13./14. Deutschen Staatenberichts zu diesem Überein-
kommen Anfang März 1997 Deutschland nicht aufge-
fordert, eine Erklärung nach Artikel 14 dieses Über-
einkommens abzugeben. 

27. Welche Maßnahmen werden bzw. wurden zur 
Aufklärung und Verhinderung tatsächlicher oder 
behaupteter Polizeiübergriffe gegen Ausländerin-
nen und Ausländer getroffen? 

Inwieweit ist diese Bewußtseinsbildung in Men-
schenrechtsfragen und die Förderung der gegen-
seitigen Toleranz auf Bundes- und Länderebene 
für Angehörige der Bundeswehr, der Polizei, des 
Bundesgrenzschutzes und der Vollzugsorgane Be-
standteil der Ausbildung? (I 15, II 20, 82) 

Zur Aufklärung tatsächlicher oder behaupteter Über-
griffe von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten ge-
gen Ausländerinnen und Ausländer werden die Maß-
nahmen getroffen, die auch sonst bei Anhaltspunkten 
für das Vorliegen eines Fehlverhaltens üblicherweise 
getroffen werden. Bekannt gewordene Verfehlungen 
werden mit den gebotenen straf- und disziplinar-
rechtlichen Maßnahmen verfolgt. 

Im Oktober 1994 wurde durch den „Arbeitskreis II" der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder ein Forschungsprojekt angeregt, das sich 
mit spezifischen Ursachen und Ausdrucksformen von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit innerhalb der 

Polizei befassen sollte. Mit der Vergabe und Betreuung 
des Forschungsvorhabens wurde die Polizei-Füh-
rungsakademie Münster beauftragt. Der Bericht wurde 
am 5. Februar 1996 an der PolizeiFührungsakademie 
Münster vorgestellt. Er dokumentiert unter anderem, 
daß in den letzten Jahren eine Vielzahl von Initiativen 
in der Aus- und Fortbildung entstanden sind, um Poli-
zeibeamte besser auf den Umgang mit Bürgern aus-
ländischer Herkunft und auf die Bekämpfung frem-
denfeindlicher Straftaten vorzubereiten. Diese In-
itiativen erreichen grundsätzlich alle deutschen 
Polizeibeamten, wobei es aufgrund des föderalisti-
schen Systems zu Abweichungen innerhalb der Länder 
kommen kann. Die Ausbildungs- und Studienpläne 
aller Laufbahngruppen enthalten eine Vielzahl von 
Lehrinhalten, in denen die Anwärterinnen und An-
wärter für den Einsatz für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung, die Achtung und Wahrung der 
Menschenrechte und den toleranten Umgang mit dem 
Bürger deutscher und nichtdeutscher Herkunft theo-
retisch und praktisch geschult werden. Diese Schu-
lungen werden ergänzt durch spezielle Kommunika-
tions- und Verhaltenstrainings. Die Thematik „Polizei 
und Fremde" ist darüber hinaus grundsätzlich ein 
Leitthema in der Ausbildung. Deutsche Polizeibeamte 
erfahren in der Ausbildung auch eine intensive Unter-
richtung über die Prinzipien der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung und den Schutz der Grundrechte. Die 
rechtsstaatliche Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durch Polizeibeamte ist hierbei ebenfalls ein zentrales 
Thema. 

In der dienstlichen Fortbildung wird der Schwerpunkt 
seit einigen Jahren verstärkt auch auf die Probleme 
ethnischer Minderheiten und die Notwendigkeit der 
Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
gelegt. Dazu gehört ebenso der tolerante Umgang mit 
Bürgern ausländischer Herkunft unter rechtlichen, ge-
sellschaftspolitischen und psychologischen Aspekten. 
Mit Unterstützung der psychologischen Dienste wer-
den für alle Laufbahngruppen verhaltensorientierte 
Trainingsprogramme zur Steigerung der sozialen 
Kompetenz (Umgang mit dem Bürger) auf dem Gebiet 
der Kommunikation sowie der Streß- und Konfliktbe-
wältigung in verstärktem Umfang durchgeführt. Dar-
über hinaus werden beispielsweise zum Thema 
„Polizei und Fremde" spezielle Seminarreihen durch-
geführt, in denen vor allem Verständnis für We rt

-systeme und Verhaltensweisen anderer Kulturen ver-
mittelt wird. Das Verständnis deutscher Polizeibeamter 
gegenüber anderen - insbesondere außereuropäischen 
Kulturen - wird durch die Einstellung von Ausländern 
in den deutschen Polizeidienst zusätzlich gefördert. Im 
Rahmen der polizeilichen EU-Kooperation beteiligt 
sich die Bundesrepublik Deutschland darüber hinaus 
aktiv an Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit. 

28. Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Bun

-

desregierung zur Überwindung von Armut? 

Welche nationalen Programme hat die Bundesre-
gierung initiiert, um das Problem der Obdach-
losigkeit von Kindern wirkungsvoll zu bekämpfen? 
(I 21, 25) 
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Armut und soziale Ausgrenzung stellen für die Politik 
der Bundesregierung eine besondere Herausforderung 
dar. Wie in der Vergangenheit wird die Bundesregie-
rung auch in der Zukunft ihre Möglichkeiten nutzen, 
Armut und soziale Ausgrenzung wirkungsvoll zu be-
kämpfen. Armut in der Bundesrepublik Deutschland ist 
allerdings nicht als Mangel an Mitteln zur Bef riedigung 
von Grundbedürfnissen wie Nahrung, Kleidung und 
Unterkunft zu verstehen. Die Sicherstellung dieser 
Grundbedürfnisse ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land gewährleistet. Soweit einkommensschwache Per-
sonen oder Haushalte ihre Grundbedürfnisse nicht mit 
Hilfe von Erwerbseinkommen selbst bef riedigen kön-
nen, wird ihnen entsprechend einem allgemeinen so-
zialpolitischen Konsens in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die öffentliche Hand die Hilfe ge-
währt, die ein der Würde des Menschen entsprechendes 
Leben zu führen ermöglicht. Dazu steht ein vielfältig 
ineinandergreifendes System von sozialen Leistungen 
zur Verfügung. Letztes Auffangnetz für alle, die über 
kein ausreichendes Einkommen und Vermögen ver-
fügen und die mit den Leistungen des vorrangigen so-
zialen Sicherungssystems nicht genügend abgesichert 
sind, bildet dabei die Sozialhilfe. Aufgabe der Sozial-
hilfe ist es, jedem eine menschenwürdige Existenz zu 
garantieren und soziale Benachteiligung abzubauen. 

Über die Gewährung einer sozialen Mindestsicherung 
in Form der Sozialhilfe hinaus ist die Bundesregierung 
in vielfältiger Weise aktiv, um Armut zu verhindern. 
Besondere Bedeutung erlangen dabei die Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, die sozial aus-
gerichtete Wohnungspolitik, der , Familienleistungs-
ausgleich, die Verbesserung der Lage der ostdeutschen 
Rentner, die Einführung der Pflegeversicherung, die 
verbesserte eigenständige soziale Absicherung der 
Frauen, und die neu geordnete Schuldenregulierung 
mit Restschuldbefreiung für p rivate Haushalte. 

Das gegliederte System der sozialen Sicherung hat sich 
bewährt . Die Behauptung einer zunehmenden Aus-
grenzung aus dem sozialen Sicherungssystem mit einer 
damit einhergehenden wachsenden Armut wird durch 
die o. a. Maßnahmen widerlegt. 

Das soziale Netz in der Bundesrepublik Deutschland ist 
dichter als in den meisten anderen Staaten der Welt. 
1995 wurde jede dritte Mark für die soziale Ab-
sicherung ausgegeben. Gegenüber 1989 hat sich - vor 
allem einigungsbedingt - im Jahre 1995 die Summe 
aller sozialen Leistungen um rd. 500 Mrd. DM auf 
1 179 Mrd. DM erhöht. 

Für die Bundesregierung hat die Vermeidung sowie der 
Abbau von Wohnungs- bzw. Obdachlosigkeit einen ho-
hen Stellenwert - dies gilt insbesondere für die Perso-
nengruppe der Kinder. Im Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG) sind verschiedene Hilfen für Obdachlose oder 
von Obdachlosigkeit bedrohte Menschen geregelt. So 
stellt die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 11 ff. BSHG) dem 
Bedürftigen die finanziellen Mittel zur Erhaltung seiner 
Wohnung bereit und ist wichtiges Instrument zur Ver-
meidung von Obdachlosigkeit. Des weiteren haben Per-
sonen, bei denen besondere Schwierigkeiten der Teil-
nahme am Leben in der Gemeinschaft entgegenstehen, 
die sie nicht aus eigenen Kräften überwinden können, 

einen Anspruch auf Hilfe gemäß § 72 BSHG. Die Hilfe 
umfaßt alle Maßnahmen, die notwendig sind, um die 
Schwierigkeiten abzuwenden, zu beseitigen oder zu 
mildern. Dazu gehören vor allem Beratung und persön-
liche Betreuung des Hilfesuchenden sowie Maßnahmen 
bei der Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. 

Entsprechend den unterschiedlichen Problemlagen 
und Lebenssituationen ist auch der Hilfebedarf im ein-
zelnen verschieden. Da wirksame Unterstützung vor 
allem auf örtlicher Ebene geleistet werden muß, liegt 
die Verantwortung für die Durchführung von Maß-
nahmen zur Bekämpfung von Obdachlosigkeit auch 
vorrangig bei den Kommunen und Ländern. Die Kom-
petenz des Bundes ist neben der Gesetzgebung auf die 
Förderung bundesweiter Einzelmaßnahmen bzw. Mo-
dellvorhaben beschränkt. Durch die Gestaltung der 
Rahmenbedingungen auf Bundesebene wurden je-
doch Voraussetzungen für verbesserte, insbesondere 
vorbeugende Problemlösungen geschaffen. So wurden 
beispielsweise durch das am 1. August 1996 in Kraft 
getretene Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts fol-
gende Neuregelungen in das BSHG aufgenommen, die 
zum Ziel haben, Wohnungs- bzw. Obdachlosigkeit zu 
vermeiden: 

— Rückständige Mieten sollen dann von der Sozial-
hilfe übernommen werden, wenn ansonsten Woh-
nungslosigkeit einzutreten droht, 

— Räumungsklagen sind von den Amtsgerichten den 
Sozialhilfeträgern zu melden, damit diese rechtzei-
tig vorbeugend tätig werden können, 

— Umzüge in eine andere Wohnung sind mit dem zu-
ständigen Sozialamt abzustimmen, 

— unter bestimmten Voraussetzungen können auch 
Wohnungsbeschaffungsmaßnahmen und Mietkau-
tionen übernommen werden. 

29. Inwieweit werden die Arbeitslosigkeit, Woh-
nungsnot und Armut, auch im Alter, in der Bundes-
republik Deutschland als ein Problem der wirt-
schaftlichen und sozialen Menschenrechte ge-
sehen? (I 25) 

Die Menschenrechtsweltkonferenz hat zu Recht fest-
gestellt, daß auch extreme Armut und soziale Margi-
nalisierung eine Verletzung der Menschenwürde dar-
stellen. Zur Abdrängung in diese menschliche Randsi-
tuation kann auch Arbeitslosigkeit führen, wenn diese 
in Langzeit- oder Dauerarbeitslosigkeit einmündet. 
Eine extreme Armut und Verletzung der Menschen-
würde im Sinne dieses Beschlusses werden in 
Deutschland weitestgehend dadurch ausgeschlossen, 
daß Lohnersatzleistungen und andere soziale Lei-
stungen die Sicherung des wirtschaftlichen und sozia-
len Existenzminimums gewährleisten (vgl. auch Ant-
wort  zu Frage 28). 

Unabhängig davon ist zu unterstreichen, daß der 
Schutz gegen Arbeitslosigkeit und soziale Ausgren-
zung entsprechend dem Auftrag des Grundgesetzes 
(Artikel 20 Absatz 1) ein zentraler Bestandteil der 
deutschen Politik ist. Deutschland befindet sich in die- 
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sen Fragen im Einklang mit von der Staatengemein-
schaft weithin anerkannten Grundsätzen, z. B. der Ge-
meinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Ar-
beitnehmer der EU und dem von der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre 1964 ratifizierten Überein-
kommen Nr. 122 der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion über die Beschäftigungspolitik. 

Um zusätzliche Kenntnisse über die Einkommens-
situation der älteren Bevölkerung zu erlangen, hat die 
Bundesregierung bisher drei Erhebungen (Alters-
sicherung in Deutschland 1986, 1992 und 1995) durch-
geführt. Den Ke rn  der Untersuchung bildet die Er-
fassung von über 20 Einkommensarten. Somit liegen 
der Bundesregierung nicht nur Informationen über die 
Höhe des gesamten Brutto- und Nettoeinkommens von 
älteren Menschen vor, sondern auch Daten, die vielfäl-
tige Analysen der Einkommensstruktur ermöglichen. 

Die Untersuchungen zur Alterssicherung widerlegen 
eindrucksvoll den Schluß von der Höhe einer Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung auf die Lebens-
lage, den Lebensstandard eines Rentners. Eine kleine 
Rente ist kein Beweis für Altersarmut. Darüber hinaus 
wird die Bundesregierung jede Legislaturpe riode - be-
ginnend 1997 - einen Zusatzbericht zum Rentenver-
sicherungsbericht vorlegen, der einen detaillie rten 
Einblick in die Einkommenssituation der Leistungs-
bezieher der Alterssicherungssysteme gibt. Im lang-
jährigen Vergleich der Altersstruktur zeigt sich, daß die 
Bezieher von Sozialhilfe im Alter von 65 und mehr 
Jahren, die in den sechziger Jahren etwa ein Viertel der 
Hilfeempfänger ausmachten und am Jahresende 1980 
mit 170 847 Personen bzw. 20 % immer noch eine be-
deutende Beziehergruppe bildeten, 1995 in ver-
gleichsweise geringem Maße auf Hilfe zum Lebens-
unterhalt angewiesen waren: im früheren Bundesge-
biet waren es 155 164 Empfänger bzw. 6,9 %. Auch in 
den neuen Ländern konnte ein Wohlstandsniveau er-
reicht werden, das die (zusätzliche) Angewiesenheit 
auf Hilfe zum Lebensunterhalt auf vergleichsweise 
wenige Fälle reduziert. Daher spielt do rt  die Gruppe 
älterer Sozialhilfeempfänger eine noch geringe Rolle 
(4 918 Empfänger bzw. 1,8 %). 

Der deutliche Rückgang in dieser Empfängergruppe ist 
generell darauf zurückzuführen, daß der Bedarf älterer 
Menschen sowohl im früheren Bundesgebiet als auch 
in den neuen Ländern in zunehmendem Maße aus 
Einkünften aus der Rentenversicherung gedeckt wird. 

30. Inwieweit sieht die Bundesregierung Hand-
lungsbedarf, um die Rechtstellung von Bevölke-
rungsgruppen mit besonderen Belastungen, vor 
allem innerhalb des Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialwesens zu verbessern? (I 24) 

Die Sozialstaatsklausel des Grundgesetzes verlangt 
staatliche Vor- und Fürsorge für einzelne oder Gruppen 
der Gesellschaft, die aufgrund persönlicher Lebens-
umstände oder gesellschaftlicher Benachteiligungen in 
ihrer persönlichen und sozialen Entfaltung behindert 
sind. Diesem Auftrag folgend, wurde in der Bundes-
republik Deutschland ein soziales Sicherheitssystem 

geschaffen, das zu den leistungsfähigsten der Welt 
zählt. Entsprechend einem allgemeinen politischen 
Konsens wird den Personen oder Haushalten, die ihre 
Grundbedürfnisse nicht selbst mit Hilfe von Erwerbs-
einkommen befriedigen können, durch die öffentliche 
Hand geholfen. Letztes Auffangnetz für alle, die durch 
Leistungen des vorrangigen sozialen Sicherungs-
systems nicht genügend abgesichert sind, bildet dabei 
die Sozialhilfe. Sie hat die Aufgabe, dem Empfänger 
der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, 
das der Würde des Menschen entspricht. 

Im Gesundheitswesen erkennt die Bundesregierung 
keine Defizite in der Rechtsstellung von Bevölke-
rungsgruppen mit besonderen Belastungen. Die Frage 
selbst benennt keine Bevölkerungsgruppen. Der Zu-
gang zum sozialen Krankenversicherungssystem ein-
schließlich des Bezugs gleicher Leistungen nach Be-
dürftigkeit ist bei gleichen Zugangsvoraussetzungen 
nicht eingeschränkt. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
fördert seit Jahren die berufliche und soziale Integra-
tion ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familien-
angehörigen aus den ehemaligen Anwerbeländern - 
Italien, Spanien, Griechenland, Türkei, Marokko, Por-
tugal, Tunesien, ehemaliges Jugoslawien, Korea, Phil-
ippinen - und der ehemaligen Vertragsarbeitnehmer 
der früheren DDR und ihrer Familienangehörigen aus 
Vietnam, Angola und Mosambik. Um vorhandene Be-
nachteiligungen bei diesem Personenkreis auszug-
leichen, werden Maßnahmen in folgenden Bereichen 
gefördert: 

— Vermittlung von Deutschkenntnissen, 

— Förderung der Ausländersozialberatung, 

— Förderung junger Ausländer beim Übergang von 
der Schule in den Beruf, 

— Förderung beruflicher Bildungsmaßnahmen, 

— soziale und berufliche Integration von aus-
ländischen Frauen, 

— Verbesserung des Zusammenlebens von Deutschen 
und Ausländern, 

— Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, 

— Schulung von Multiplikatoren. 

31. Hat die Bundesregierung die Empfehlung der 
Menschenrechtsweltkonferenz an alle Mit-
gliedstaaten geprüft, einen „nationalen Aktions-
plan" zur Verbesserung der Förderung und des 
Schutzes der Menschenrechte aufzustellen, und 
wie könnte ein solcher Aktionsplan für die Bun-
desrepub lik Deutschland ggf. aussehen? (II 71) 

Im Hinblick auf die innerstaatlich bestehenden In-
stitutionen und Kontrollsysteme zur Förderung und 
zum Schutz der Menschenrechte sieht die Bundesre-
gierung keinen Bedarf für die Aufstellung eines ent-
sprechenden allgemeinen „nationalen Aktionsplans". 

Sie hat daher, wie fast alle WEOG-Mitglieder (Weste rn 
 European States Group), auf die Aufstellung eines 

„ nationalen Aktionsplans " verzichtet. 




